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Wo stehen wir?® 

Es ist zu erwarten, daß die nächsten Monate mit Debatten 

über die Gerechtigkeit direkter und indirekter Steuern, über 

die Beziehungen zwischen Steuer, Einkommen und Kapital- 

bildung und über die Verteilung der Steuergewalten zwischen 

Reich und Einzelstaaten ausgefüllt sein werden. Diese Debatten 

werden um so notwendiger sein und um so gründlicher geführt 

werden müssen, als die regierenden Parteien immer in Ver- 

gsuchung sein werden, die Finanzpolitik auf die Fassaden- 
wirkung auszurichten und anstelle eines .‚.wohlgefügten Steuer- 

gebäudes einen Haufen Abgaben zu setzen, die durch kein 

anderes Prinzip zusammengehalten werden, als durch den 

Wunsch, den Wählern ein hohes Maß von Radikalismus vor- 

zuweisen und auf dem Papier enorme Einnahmesummen zu 

‚erzielen, die, wie sich nach einiger Zeit herausstellen wird, 

doch nur an anderer Stelle empfindlichere Lücken in_den 

Finanz- und Wirtschaftsplan des Reiches reißen. 

Aber auch mit-.dem Aufbau eines rationellen Steue:systems 

ist es nicht getan. Wichtiger noch als die Auswahl der Ein- 

nahmequellen ist, sich in den 'Zwang zurückzugewöhnen, die 

Ausgaben ‚ des Reiches nach den Einnahmemöglichkeiten zu 

richten. Diese Forderung wird nicht mit einem Federstrich 

erfüllg werden können. Aber es wäre schon viel. gewonnen, 
wenn das Reich über seine wöchentlichen Ein- 

nahmen und Ausgaben so regelmäßig und 

übersichtlich in der Öffentlichkeit Rechen- 
schaft ablegte, wie das englische Schatzamt, Die Heilung 

der deutschen Finanzen kann nur gelingen, wenn sie von 

jedem einzelnen .als seine eigene Angelegenheit betrachtet 

wird; sie kann nur zur Angelegenheit jedes einzelnen werden, 

wenn er die Möglichkeit steter Kontrolle erhält. Die gelegent- 

liche Nennung von ein paar Zahlen in den Reden des Reichs- 

finanzministers reicht nicht hin; auch die Form des Reichsbank- 

ausweises genügt den Forderungen der neuen Lage nicht 

„‚mehr; die Schiffersche Finanzdenkschrift war wenigstens ein 

Schritt auf dem neuen Wege; ihre rückwärtsgerichteten Be- 

trachtungen aber müssen durch regelmäßige eingehende Bericht- 

erstattung über die laufenden Einnahmen und Ausgaben er- 

gänzt werden, wenn das Schicksal der Reichsfinanzen zur 

Sache der Allgemeinheit werden soll. 

Wieviel Deutsche, die heute von Steuerfragen und Wirt- 

schaftsplänen sprechen, wissen, wie hoch die monatlichen 

Ausgaben des Reichs sind und wie sie sich auf die einzelnen 

Ausgabeposten verteilen? Im besten Fall ist ihnen aus Zei- 

tungsmeldungen über Dernburgs Vortrag in der DBerliner 

Handelskammer vom 2, Mai bekannt, daß dort der Monats- 

bedarf im Januar noch mit 3,5 Milliarden, im Februar mit 

2,7 Milliarden, im März mit 2 Milliarden angegeben war und 

daß Dernburg für das laufende Haushaltsjahr mit einer monat- 

lichen Ausgabe von mindestens 11/2 Milliarden rechnet, Ob 

dieser Betrag bisher eingehalten worden ist, weiß niemand, 

Wenige werden sich auch darüber klar geworden sein, daß er 

nur die Ausgaben im Extraordinarium angeben kann; denn 

die genannten Summen für das erste Quartal und der geschätzte 

Jahresbedarf für die Rechnungsperiode 1919/20 (8,2 + 18 = 26,2 

Milliarden) werden zusammen mit den Kosten für die In- 

anspruchnahme von Grundstücken, auf Grund des Kriegs- 

leistungsgesetzes (1/2 Milliarde), den Kosten für die Entschädigung 

der durch den Krieg heimgesuchten Gebiete (41/2 Milliarden), 

den Kosten für die Entschädigung der deutschen Reederei 

(11/a Milliarden) und.den Kosten für die Rückerstattung der 

Familienunterstützungen an die Bundesstaaten (6 Milliarden) 

dem für Ende 1918 festgestellten Betrag ‚der „Ausgaben aus 

Anlaß des Krieges“ (146 Milliarden) zugeschlagen; es. ergibt 

sich so eine Kriegsschuldsumme von 185 Milliarden; deren Ver- 

zinsung, ohne alle Tilgung, jährlich 9248 Mill. M, erfordern wird, 

‚ Neben den Ausgaben im Extraordinarium sind nach Dern- 

burg folgende ordentliche Ausgabem schon jetzt mit leidlicher 

Sicherheit zu schätzen: Zivilverwaltung 400 Mill. M. (früher
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200 Mill.), Wehrausgaben 1!/z—2 Milliarden (wie bisher), Ver- 

sorgungsgebührnisse mindestens 41/a Milliarden, Zinsendienst 

der Friedensschuld 230 Mill. M. , zusammen 6400 Mill., d. h. 

über eine halbe Milliarde im Monat, während die Zinsen auf 

die Kriegsschuld Ende März 1920 mehr als 8/4 Milliarde er- 
fordern wird, » 

Wie hoch gegenwärtig Einnahmen und Ausgaben im 

Ordinarium sind, ist weder in Dernburgs, noch in Erzbergers 

Rede mitgeteilt worden. Es ist bedauerlich sagen zu müssen, 

daß siceh in England mehr als ein Abgeordneter und mehr als 

eine Zeitung gefunden hätten, die lebhaft dagegen Verwahrung 

eingelegt hätten, daß das FPlenum des Parlaments mit 8o 

summarischen Angaben abgespeist wird. In Deutschland scheint 

man indessen für die Reichsfinanzen nur dort Interesse zu 

haben, wo sich eine Gelegenheit bietet, an dem Strohfeuer 

der Opposition die Parteisuppe aufzuwärmen. 

Der einzige, Anhalt, den die Öffentlichkeit für die Be- 

urteilung unserer Finanzgebung hat, ist die Erzbergersche 

Angabe, daß unsere schwebende Schuld die Höhe von 72 Mil. 

liarden erreicht hat. Ende Dezember hatte sie nach der 

Schifferschen Denkschrift (S. 15) 55 Milliarden betragen, Verteilt 

man die Differenz gleichmäßig auf die sechs Monate Januar 

bis Juni, so ergibt sich ein monatlicher Durchschnitt von 

25/e Milliarden. Berechnet man (nach Dernburger Zahlen) die 

Ausgabe im Extraordinarium in diesem Zeitraum auf 12—13 

Milliarden, so bleiben 4—5 Milliarden zum Rückkauf von 

Kriegsanleihen verfügbar. Wäre es nicht an der Zeit, daß 

die Reichsfinanzverwaltung wöchentlich angäbe, wieviel Kriegs- 

anleihen auf diese Weise in Schatzanweisungen verwandelt 

worden sind? Ohne die Unterlage solcher Daten ist eine 

kritische Behandlung der Reichsfinanzen schlechthin unmöglich, 

Bisher können wir nur sugen, daß von diesem Mehr von 

17 Milliarden schwebender Schuld knapp 6 Milliarden auf 

Schatzanweisungen entfallen, die bei der Reichsbank 

diskontiert worden sind. Der Wechsel- und Schatzanweisungs- 

bestand des Instituts betrug Ende Dezember 1918 27,8 Mil- 

liarden, Ende Juni 1919 33,3 Milliarden. MDer Rest von 

11 Milliarden müßte demnach von Privatbanken und anderen 

Instituten und Kapitalisten aufgebracht sein. Die Anlage der 

Reichsbank an Wechseln und diskontierten Schatzanweisungen 

bewegt sich in höchst unregelmäßigen Wellenlinien; wie aus 

folgender Tabelle der . wöchentlichen Veranderungen des 

Wechselporte*'eu1lles hervorgeht, 

Veränderung des Bestands an Wechseln, 

Schecks und an diskontierten Schatzanwei- 

sungen (in 1000 A): 
gegen die Vorwoche gegen die Vorwoche 

7. Januar 1919 — 1443 933 7. April 1919 . — 2618837 
15. » „ — 15676756 15. » » + 2414 599 
23.. » — 977332 23. » » — 1233827 
31. » + 536224 30. » + 2804 459 
7. Februar » — 1068178 7, Mai » — 2408 049 

15. » » + 649149 15. » — 517484 
22.(23) » — 1759202 23 » » —- 2762 463 
8 27 2 4 + 2428713 31 » - + 2791 80% 
7. Marz „ — 833819 7. Juni + 2022322 

15. » + 2010255 15. , » * — 1619 794 
22, 23) » » — 931462 23.. » » + — 260348 
31.(30.) » » + 2593180 30. » + 4494 785 

Der Durchschnitt der Wechselanla«e ergibt für die erste 

Hälfte des Semesters 26,9, für die zweite Hälfte 29,3 Milliarden, 

Der  Durchschnitt jedes Vierteljahrs hält sich also un- 

gefähr anf der Höhe der vorangehenden Quartalsanspannungen 

(Ende 1918 27,42, Ende März 1919 30,19 Milliarden), die sich 
wiederum über das Niveau des Quartals, das sie abschließen 

Ende März mit 3,1, Ende Mai mit 4 Milliarden erheben, 

Es ist wichtig, festzustellen, daß in diesem Zeitraum die 

‚während des Krieges verwehrt war. 

Vermehrung‘ der Zahlungsmittel (Banknoten und Darlehns- 

kassenscheind) weit größer gewesen ist als die Vermehrung 

des Wechselportefenilles. Jene betrug nach den in der 

folgenden Zusammenstellung gegebenen Zahlen 9,7, diese 

5,9 Milliarden (im Vorjahr: 2,2 und 2,1 Milliarden — also nur 
durch eine kleine Spannung getrennt), Auch wenn man den 

Notenumlauf der Reichsbank gesondert betrachtet, ergibt sich. 

ein stärkeres Wachstum als bei der Wechselanlage. Die- 

Differenz entfällt im wesentlichen auf die Vermehrung der 

bei der Reichsbank lagernden Darlehnskassenscheine, die im, 

ersten Halbjahr 1919 um fast 3,8 Milliarden M vermehrt 
worden sind. 30.6.19 30.6.18 

(in Müill. M) gegen gegen 

31.12.18 30.6.19 31 12 18 31.12.17 

Metallbestand ........ 2282 1136 — 1146 — 121 
darunter Gold..... 2262 1116 — 1146 — 60 

Reichskassenscheine ı. 
Darlehnskassenscheine 5267 9 058 + 3791 + 471 
Noten anderer Banken 3 3 — + 1 
Wechsel usw......... 27 416 33 293 + 5877 + 2074 
Lombard ......... .. 6 — — 
Effekten ... ........ 156 125 — 31 + .18 
Sonstige Aktiven .... 2389 2627 + 238 — 229 
Notenumlauf ......... 22188 29 968 + 7780 + 1043 
Depositen............ 13 280 13 730 + 450 + 1131 
Soustige Passiven.... 1776 2272 + 4096 — 263 
Darlehnskassenscheine 
im Umlauf.......... 10109 12027 + 1918 + 1197 

Man geht schwerlich fehl, wenn man annimmt, daß die 

Darlehnskassen, deren Kredite sich in dem besprochenen Zeit- 
raum von 15,63 auf 21,19 Milliarden erhöht haben, vor allem 
von den einzelstaatlichen und kommunalen Stellen in Anspruch 

genommen worden sind, denen die Auflegung von Anleihen 

Über die Zweckmäßig- 

keit dieser Sperre und verwandter Maßnahmen werden die 

Meinungen heute nicht mehr ungeteilt sein. Der Reichsbank 

allerdings mußte die Inflation, die so geschaffen worden ist, 

durchaus erwünscht sein. Denn nur ‚sie ermöglichte ihr die- 

Einhaltung der Dritteldeckungsvorschrift, die der Verwaltungs- 

bericht der Reichsbank für das Jahr 1918 noch hervorhebt. 

Der Währungskritiker würde es vorziehen, von einer so for- 

mellen und fiktiven. Erfülung der Vorschrift zu schweigen. 

Die Reichsbank hat Ende Juni 1919 von jenen 21,2 Milliarden 

Darlehnskassenscheinen 9 Milliarden in ihre Kasse gelegt, 

weil sie durch das im August 191% abgeänderte Bankgesetz 

ermächtigt ist, diese Scheine in die „Bardeckung“ einzurechnen, 
die somit Ende Juni 9 + 1,1 Milliarden betrug und also einen 

Notenumlauf von rund 30 Milliarden in ‚ den Augen der Drittel- 

deckungsgläubigen rechtfertigte. Man hätte ebensogut Noten 

durch Noten decken können. Denn es ist längst den Sach- 

verständigen des In- und Auslandes klar geworden, daß diese: 

Scheine durchaus keine größere Sicherheit bieten als die 

Banknoten selbst. Die Regelung bedeutet nichts anderes als 

daß die Inflation, die durch die Darlehnskassen bewirkt wird, 

die dreifache Inflation bei der Reichsbank hervorrufen darf. 

Die beruhigende Versicherung, daß das Bankgesetz unverletzt 

sei, kann also nur noch verhängnisvolle Wirkungen haben; 

Sie lenkt den Blick von einer wunden Stelle der deutschen 

Währung ab, deren Gefährlichkeit nicht vertuscht, sondern 

anerkannt werden sollte. 

Es steht ähnlich mit der Änderung, die durch die Gesetz- 

gebung vom 4. August 1914 an der Wechseldeckungsvorschrift 

vorgenommen worden ist. Um die Bestimmung erfüllen zu 

können, daß der nicht durch „Barbestand“ gedeckte Teil des 

Notenumlaufs der Reichsbank durch Wechsel gedeckt sein 

müsse, ist die Reichsbank ermächtigt worden, unverzinsliche 

Schatzanweisungen in ihr Wechselportefenille, das sonst nur
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echte Warenwechsel enthalten sollte, einzurechnen. Die Maß- 

nahme war solange ganz unbedenklich, wie neben dem fiskalischen 

4 Bedarf des Reiches nur ein ganz geringfügiger privatwirt- 

schaftlicher Bedarf von Handel und Gewerbe zu befriedigen 

war. Nach Abschluß des Friedens und Übergang zur Friedens- 

wirtschaft aber wird eine Beurteilung des Reichsbank-Ausweises 

durchaus unmöglich gemacht, wenn .der Leser nicht erfährt, 

welchen Anteil die Schatzanweisungen des Reichs an dem 
Wechselbestand der Reichsbank haben. Sowohl die Bank von 

England wie die Bank von Frankreich weisen die Regierungs- 

kredite und Schatzanweisungen ‚getrennt von den eigentlichen 

Wirtschafts-Krediten aus. .Beide führen auch in ihren Ausweisen 

die staatlichen und privaten Guthaben gesondert auf. Wäre 

es nicht an der Zeit, ihrem Beispiel zu folgen und so das 

Mindestmaß an Öffentlichkeit herzustellen; ohne das jede 

Fachkritik auf Vermutungen angewiesen bleibt? 

Der Einwand, daß durch die Veröffentlichung detaillierter 

Angaben unser Kredit im Auslande geschädigt werden könne, - 

wird heute kaum noch erhoben werden. Kredit wird nicht 

durch Verschleierung, sondern durch den Mut zur Aufrichtig: 

keit erworben und erhalten. Im übrigen bietet der Friedens- 

vertrag dem Auslande die Handhabe, sich die erwähnten An- 

gaben durch die Entschädigungs-Kommission zu erzwingen- 

Es wäre gut, nicht erst von feindlicher Seite darauf hin- 

gewiesen zu werden, daß weder über die Einnahmen und Aus- 

gaben des Reichs, noch über d _ wichtigsten Posten des Reichs- 

bankausweises hinreichende Klarheit besteht und daß auch hier 

mit den Resten verjährter bürokratischer Bevormundung auf- 

geräumt werden muß, wenn Staat und Volk eine neue Einheit 

werden sollen, _ 
Kurt Singer 

Reichseinkommensteuer und Einheitsstaat 

Das Friedensdiktat und die unaufhörlich bald hier, bald 

dort ausbrechenden Streiks und inneren Unruhen haben die 

Aufmerksamkeit von der Verfassungsarbeit in Weimar,” die 

ihrem Ende entgegengeht, abgelenkt. Nun erzwingen sich 

die neuen Steuerprojekte der Regierung durch ihre im Vergleich 

zu allem Gewohnten unerhörte Kühnheit und ihre tief in die 

Wirtschaft des Ganzen und jedes Einzelnen eingreifende 

Wirkung, das allgemeine Interesse ; diese Entwürfe aber stehen 

in engem Zusammenhang mit den grundlegenden Problemen, 

die in der neuen Verfassung zu lösen sind. 

Die in er Theorie zweifellos glücklichste Konstruktion 

für das neue Reich: Der AEinheitsstaat mit weitgehender 

kultureller Autonomie seiner Glieder, stieß in der. rauhen 

Wirklichkeit anf unüberwindliche Hindernisse, ILandesver- 

räterische Loslösungsbestrebungen wurden durch den Plan 

einer Aufteilung Preußens, die bei der Bildung des Einheits- 

staates nicht zu umgehen gewesen wäre,. gestärkt. Als die 

dahinterstehende feindliche Regie erkennbar wurde, war es 

höchste Zeit, diesen Gedanken fallen zu lassen. Hätte die 

Nationalversammlung kraft ihrer Souveränität den KEinheits- 

staat auch gegen den Willen der an die Stelle der früheren 

Dynastien getretenen Regierungen durchgesetzt, so hätten 

sich die Separatisten hinter den Vorwand des vergewaltigten . 

Selbstbestimmungsrechtes stecken können, Im Wege stand 

auch der starke einzelstaatliche Partikuldrismus, der die durch 

dynastische Zunfälligkeiten zustande gekommenen staatlichen 

Bildungen, obLwohl sie keineswegs mit dem Wohngebiet der 

verschiedenen Stämme identisch’‘ sind, als Vaterländer anffaßt. 

Angesichts dieser Sachlage blieb den Anhängern des 

dentschen Einheitsreiches nichts anderes übrig, als sich mit 

dem Weiterbestehen der Bundesstaaten abzufinden, Sie be- 

hielten aber die tröstliche Gewißheit, daß die wirtschaftlichen 

Notwendigkeiten, zumal nach der ungeheuren Belastung Deutsch- 

lands durch den Friedensvertrag, stark genug sein würden, 

nm die Einzelstaaten schließlich doch de facto zu *bloßen 

innerstaatlichen Verwaltungsorganisationen im Rahmen des 

ganzen Reiches zu machen und damit, den Kinheitsstaat von 

innen heraus zu verwirklichen. Schneller als man zunächst 

erwarten durfte, scheint sich diese Entwicklung zu erfüllen. 

Der Verfassungsausschuß hat inzwischen die Zuständigkeit 
des Reichs immer mehr ausgedehnt und verstärkt; auf dem 

Gebiete des Heerwesens, der auswärtigen Politik und des 

Verkehrs sind. Erweiterungen der Tätigkeitssphäre des Reiches 

vorgenommen worden, deren Bedeutung grundsätzlich und 

praktisch groß, ja entscheidend ist. 

Innerhalb dieser Nenordnung nimmt die Neuregelung der 

steuerlichen Kompetenzen des Reiches gegenüber den Bundes- 

staaten eine besonders wichtige Stellung ein, Denn die Macht- 

fülle der Staaten hängt wesentlich von den Mitteln ab, die 

sie nach eigenem Willen für sich erschließen können. Der 

überlieferte Grundsatz: Die indirekten Steuern dem Reich, die 

direkten den HEinzelstaaten, ist während des Krieges immer 

mehr durchlöchert worden, bis schließlich nur noch die Fiktion 

übrig blieb, An :diese aber klammerte man sich um so heftiger, 

je mehr die Tatsachen ihren Charakter als solche hervor- 

treten ließen. ; ; 

Wenige Wochen vor Ausbruch der Revolution wurde durch 

das Reichsbranntweinmonopol in Reservatsteuerrechte Bayerns, 

Württembergs und Badens eingegriffen. Vor kurzem haben 

sich die süddeutschen Staaten ferner entschließen müssen, 

auf ihre Vorrechte hinsichtlich der Besteuerung des Bieres zu 
verzichten. Sind so weitere indirekte Steuern, die bislang 

noch das obige Prinzip durchbrachen, endgültig der Zuständig- 
keit des Reiches zugewiesen worden, so hat man andererseits 

auch auf den Schein verzichten müssen, daß den Bundesstanten 

die direkten Steuern zukämen. Vielmehr soll das Reich in 

erster Linie, vor den KEinzelstaaten, die Verfügungsgewalt 

über alle Steuern, die direkten wie die indirekten, haben. 

Noch am 29. 3. 1919 haben sich in Stuttgart versammelte Ver- 
treter von Bayern, Württemberg und Hessen energisch gegen 

weitere gesetzgeberische Maßnahmen des Reiches auf dem 

Gebiete der direkten Steuern gewendet. Die Verfügung über 

eigene Einnahmequellen bilde, so erklärten sie, die Voraus- 

setzung für das ‚wirtschaftliche und kulturelle Fortbestehen 

der Einzelstaaten, Vor allem die Einkommern steuer müsse 

den Einzelstaaten verbleiben. Sie erkannten jedoch damals 

schon notgedrungen das Recht des Reiches an, Zuschläge 

bei Einkommen über 100000 M zu erheben. 

Davon ist jetzt nicht mehr die Rede, Der Reichsfinanz- 

minister hat sich auf dem Boden einer Reichseinkommen- 

steuer gestellt und in einer Konferenz der bundes- 

staatlichen Finanzminister haben diese zugestimmt. 

Der Reichsfinanzminister hat in seiner Erklärung in der 

Nationalversammlung noch einmal das schwerwiegendste und 
oft ins Feld geführte Argument für die Reichseinkommensteuer 
wiedergegeben und durch Zahlen erhärtet: Die bisherige Ab-
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grenzung der Zuständigkeit von Reich und Einzelstaaten be- 

ruhte auf einer entsprechenden Verteilung der von ihnen zu 
tragenden Lasten, Vor dem Kriege trugen Einzelstaaten und 

Gemeinden die Hauptbürde, Im Kriege ist gerade das Um- 

gekehrte eingetreten. Vor dem Kriege erhob das Reich jährlich 

nicht ganz 2 Milliarden Steuern und Abgaben,. Einzelstaaten 
und Gemeinden etwa 3 Milliarden, Beim Friedensschluß ist das’ 

Mindestmaß der Einnahmen, die das Reich für eigene Bedürf- 

nisse gebraucht, jährlich über 17 Milliarden. Die Einnahmen 

der Einzelstaaten und Gemeinden sind mitzmindestens sechs 
Milliarden jährlich anzusetzen. Hat das Reich früher von 

dem Gesamtaufkommen 35—40 vom Hundert für sich'gebraucht, 
.80 benötigt es jetzt mindestens 70—73 vom Hundert. Die 

Einnahmen des Reiches müssen um 900 vom Hundert gesteigert 

werden, die der Einzelstaaten und Gemeinden nur um vielleicht 

100 vom Hundert, Solche Riesenverschiebungen heischen neue 

Maßnahmen. 

Man will aber, wie es scheint, nicht bei der/Einführung der 

Reichseinkommensteuer stehen [bleiben, sondern noch einen 

Schritt weiter gehen, abgesehen davon,"daß noch andere direkte 

Steuern, wie die Reichserbschaftssteuer und vor allem das 

Reichsnotopfer geplant sind. Die Finanzverwaltungen 

der Einzelstaaten sollen auf das Reich übernommen werden. 

Bislang lag die Verwaltung der Zölle und Steuern, obgleich die 

Gesetzgebung Reichssache war, bei den Einzelstaaten, auch 

die der Reichssteuern. Das Reich beschränkte sich im wesent- 

lichen darauf, die Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens bei 

der Erhebung der Zölle und Verbrauchssteuern durch besondere 

Reichsbeamte, die sogen. Reichsbevollmächtigten, für Zölle und 

Steuern, zu überwachen, Im Gegensalz dazu bestimmt der 

am 22. 2. der Nationalversammlung zugegangene Entwurf der 

neuen Verfassung in Abschnitt 1, Artikel VII, daß die Zölle 

und Verbrauchssteuern durch Reichsbehörden erhoben und 

verwaltet werden und nur die übrigen Reichsabgaben durch 

die Gliedstaaten, Vorgesehen wurde dort auch bereits, daß 

auch die Erhebung und Verwaltung von nicht unter „Zölle 

‚ und Verbrauchssteuern“ fallenden, indirekten Reichsabgaben 

Reichsbehörden übertragen werden kann. Die Notwendigkeit, 

ein einheitliches Veranlagungssystem im ganzen Reich für 

die Reichseinkommensteuer einzuführen, läßt es nun als un- 

vermeidlich erscheinen, daß die einzelnen Finanzverwaltungen 
ganz an das Reich übergehen. Das bedeutet einen . noch“ 
stärkeren Eingriff in die bisherigen „Hoheitsrechte“ der Einzel- 

staaten als die grundsätzliche Zuerkennung der direkten 

Steuern für das Reich. Auf dem Wege zum HEinheitsstaat 

aber kommen wir auf diese Weise ein gutes Stück weiter, 

Der Erfolg dieser Änderung der Kompetenzen von Reich 

und Einzelstaaten und der Art ‚der Steuererhebung wird zu- 

nächst. darin bestehen, daß im ganzen Deutschen Reich an 

allen Orten genau der gleiche Steuerbetrag erhoben wird, so daß 

steuerliche /Gründe für einen Aufenthalt an bestimmten Orten 

keinen Vorteil mehr bieten. Die Matrikularbeiträge sind im 

Verfassungsentwurf beseitigt. Sache des Reiches wird es sein, 

den Einzelstaaten aus dem Ertrag der direkten Steuern eine 

Quote zuzuweisen, Das Interesse des Reiches an dem Steuer- 

aufkommen aus direkten Steuern wird auf 75 % angegeben. 

Die Übertragung der direkten Steuern'und der Finanz- 

verwaltungen der Einzelstaaten auf das Reich macht endlich 

die Bahn frei für eine großzügige Neuordnung der 

deutschen Steuern und Finanzen. Diesg grund- 

sätzliche Abkehr von dem überlebten Alten ist in Presse und 

Parlamenten, seit Jahren immer wieder gefordert worden, mit 

um 80 stärkerem Nachdruck, je mehr das ständige Anwachsen 

der Lasten die Unhaltbarkeit des bisherigen Zustandes fühlbar 

machte. Erst jetzt kann ein wirkliches System aufgebaut 

werden, in dem die einzelnen Steuern nach Gesichtspunkten 

der Gerechtigkeit und der Wirkung vom Standpunkt des 

Einzelnen und der Allgemeinheit aus gegen einander ab- 

gewogen und in inneren Zusammenhang gesetzt werden. Daß 

dadurch gleichzeitig die Idee des Einheitsstaates der Ver- 
wirklichung näher gebracht wird, ist zu begrüßen. Nur das 

Bewußtsein, daß wir in unseren Entschließungen nicht frei 

sind, sondern daß die Feinde den‘ Erfolg des steuerlichen 

Neuaufbaues durch ihre in Aussicht gestellten Forderungen 

leicht in Frage stellen können, hindert uns daran, eine reine 

Freude zu empfinden, 

Dr. Alfred Schmidt-Essen 

Die Möglichkeit einer Monroe-Schiffahrts-Doktrin 

Die Monroe-Doktrin vom 2. Dezember 1823 ist im Laufe 

der Zeit über ihren ursprünglichen Sinn, der nur auf einen 

Sonderfall zugeschnitten war und lediglich aktuelle Bedeutung 

hatte, ganz erheblich hinausgewachsen. Es scheint aber, daß 

der. Grundsatz noch immer mehr erweitert wird und als ob 

wir, trotz Internationalismus und Völkerbund, noch durchaus 

nicht beim Zustande der Höchstentwicklung dieser nationalen 

Willensbetätigung angelangt sind. In Japan ist eine starke 

Bewegung für eine „ostasiatische Monroe-Doktrin“ oder gar 

eine „asiatische Monroe-Doktrin“ im Gange, in Australien wünscht 

man sich wieder gegen japanische Begehrlichkeit durch eine 

Art von australischer Monroe-Doktrin zu schützen, und in den 

Vereinigten Staaten von Amerika hat man nicht nur erst 

kürzlich mit aller. wünschenswerten Bestimmtheit erklärt, 

daß die ganze Völkerbundsidee des Präsidenten von vornherein 

nur diskutabel sei, wenn die Monroe-Doktrin davon nicht 

berührt . werde, sondern es hat überdies durchaus den An. 

schein, als ob die Monroe-Lehre allmählich eine neune, sehr 

einschneidende Ausdehnung in dem Sinne erfahren soll, daß 

künftig. einmal der Schiffsverkehr zwischen . amerikanischen 

Häfen (soweit sie nicht europäischer Besitz sind) ausschließ- 

lich von Schiffen amerikanischer Nationen gepflegt werden 

darf, also im wesentlichen ein Monopol jder Vereinigten Staaten 
werden soll, i ; 

Eine 'solche Maßnahme wäre natürlich eine Katastrophe 
für die bisher in Süd- und Mittelamerika tätigen englischen 
Reeder. Diesesahen während des Krieges ihr Tätigkeitsfeld 

in Südamerika infolge der schweren Frachtraumknappheit 

ohnehin mehr und mehr an vereinsstaatliche Schiffe übergehen. 

Sie verließen : sich aber darauf, daß :sie im Frieden, nach 

Wiederkehr normaler Verhältnisse, unschwer in der Lage sein 

würden, das verlorene Gebiet zurückzuerobern, da die englische 

Schiffahrt stets .mit viel niedrigeren Betriebskosten als die 

amerikanische arbeitete, -der letzteren also im Wettbewerb 

überlegen war, Nun aber erkennen die englischen, Reeder, 

daß sie ‚sich getäuscht haben: die gewaltig gestiegenen Löhne 

Kohlen- und Schiffspreise habenjdie Betriebskosten der eng 

lischen Schiffahrt den amerikanischen empfindlich genähert 

dazu ist die Regierung der Vereinigten Staaten offenbar ent- 

schlossen, durch ein großzügiges Subventionssystem die 

nationale Handelsschiffahrt wettbewerbsfähig zu erhalten, Auch 

ist die englische Schiffahrt durch die noch‘ immer.anhaltende
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Regierungskontrolle der Fahrzeuge in ihrer Bewegungsfreiheit 

arg gehemmt, und die amerikanischen (und japanischen) Reeder, 

die im Kriege weite "Teile des Südamerikahandels für sich 

erobert haben, treffen leider garkeine Anstalten, diesen bei 

Wiederkehr des Friedens dem „rechtmäßigen“ englischen Be- 
sitzer wieder zu überlassen und sich selbst schweigend zurück- 

zuziehen. Im Gegenteil, sie sind dauernd bestrebt, ihren 

Einflußbereich weiter auszudehnen, wie es die ungeheuer 

rasche Vermehrung der nordamerikanischen Handelsflotte übri- 

gens durchaus unvermeidlich macht, und daß das drohende Ge- 

spenst der Schiffahrts-Monroe-Doktrin keineswegs nur ein leeres 

Hirngespinnst ist, beweist eine Notiz des New Yorkers Fach- 

blattes „Journal of Commerce“, wonach diese besonders 

bedeutsame Erweiterung der Monroe-Lehre zwar bisher ‘ 

nirgends proklamiert wurde, iatsächlich 

vorigen Herbst in Wirksamkeit war, 

schrieb nämlich am 31. Oktober 1918: 

„Die Vereinigten Staaten scheuen keine "Anstrengungen, 

um sich den im Kriege geschaffenen Südamerikahandel zu er- 

halten. Englische Reedereien beschweren sich, daß bei der 

Verteilung von requirierten neutralen Schiffen das amerika- 

nische Schiffsbauamt für die Fahrt VereinigteStaaten-Südamerika 

nur amerikanische Linien berücksichtigt und die englischen 

übergeht, obwohl diese schon lange vor dem Kriege die Ver- 

bindung mit den südamerikanischen Republiken aufrecht er- 

hielten, während die amerikanischen Linien alle erst neu ein- 

gerichtet worden seien, Mit Hilfe der Regierung 

hat sich eine Art von Schiffahrts-Monroe- 

Dokitirin herausgebildet, die das Recht des 

Handels mit Südamerika allein für den ame- 

rikanischen Kaufmann beansprucht“. 
Das war im vorigen Herbst. Die Gefahren, die für die 

englische Vormachtstellung zur See aus der forcierten Ver- 

mehrung der amerikanischen Handelsflotte entspringen mußten, 

hatte gleichzeitig ein schottisches Blatt, der „Glasgow Herald“, 
am 29, Augut 1918 schon deutlich‘' genug gekennzeichnet : 

„Zweifellos müssen wir mit einer großen amerikanischen 
Handelsflotte rechnen, für die Beschäftigung gefunden werden 

muß und für die keine Beschäftigung gefunden werden 

kann, ohne die bisher von der englischen Handelsmarine 
gepflegten Felder zu beackern“. 

Die gewaltige Vermehrung der nordamerikanischen Handels- 

flotte aber, die bei der heutigen Lage der Dinge in der Tat 

so gut wie ansschließlich auf Kosten des englischen Seehandels 

auf Betätigung rechnen kann, hat sich seit dem Herbst 1918 

in immer rascherem Tempo fortgesetzt. Der englische „Statist“ 

stieß am 12. April folgenden Alarmruf aus: ; 

„Man schätzt, daß .sich im nächsten Jahre die Ozean- 
Stahlschiffe' unter amerikanischer Flagge auf 16%/4 Mill. t be- 

laufen werden. Das ist eine erstaunliche Zahl, nicht viel 

weniger als die Hälfte der Welthandelsflotte. Die Schätzung 
wird sich vielleicht als übertrieben erweisen, aber wenn' sie 

sich auch nur zum Teil bewahrheitet, mag die Todes- 

glocke unserer Ozean-Vormachtstellung bald 

erklingen“, . 

Diese Melodie wird fortgeführt im „Daily Telegraph“ vom 

5. Juni: 

„In England gehen Schiffahrt und Schiff bauindustrie einer 

kritischen Zeit entgegen, da wir keine Möglichkeit haben, uns 

gegen die Konkurrenz der Vereinigten Staaten und Japans zu 

schützen . Haben wir erst einmal unsere Vorherrschaft 

eingebüßt, so nützt uns kein Diskutieren über hohe Löhne 

und kurze Arbeitszeiten: unsere Schiffahrt, unser 
Schiffbau und unser Welthandel sind dann 

nicht mehr zu retten,.“ 

aber bereits im 

„Journal of Commerce“ 

Nach amtlichen amerikanischen Angaben umfaßte die 

nordamerikanische Handelsflotte zu Anfang Dezember 1918 

10334000 dead weight t — 7956000 Br. - Reg. - T. gegenüber 
einer Meeresflotte von nur 2 069 637 Br.-Reg.-T. im Juni 191%. 

Seither ist nun die Vergrößerung der Flotte in ein immer 
stürmischeres Tempo geraten. Allein in dem einen Monat 

Mai 1919 wurden 768 000 d. w. t = 591000 Br.-Reg.-T. neu in 

Dienst gestellt, und eine fust ebenso große Schiffsmenge 

wurde außerdem vom Stapel gelassen („Deutsche Allgem, Ztg.“, 

10. Juni 19), während die englischen Werften in ganzen sechs 
Monaten (1. Nov. 18 bis 30. April 19) nur 331 620 T. neu her- 

vorbrachten, Dazu haben die Vereinigten Staaten im Mai die 

gesamten 664 500 t des beschlagnahmten deutschen Schifferaum 

ihrer Flotte einverleibt; durch Verkauf von ‚750000 t eng- 

lischen Schiffsraumes der „International Mercantile .Marine 

Co.“ an Amerika hat die vereinsstaatliche Handelsflotte neuer- 
dings eine merkliche Kräftigung auf Kosten der englischen 

erfahren, auf japanischen Werften werden im Laufe dieses 

Jahres ebenfalls 230000 t für Rechnung der Vereinigten 

Staaten erbauf („Board of Trade Journal“, 22. Mai); im Senat 

liegt ein Antrag vor, 134673660 £ zur Durchführung des 

Schiffbauprogramms neuerdings bereitzustellen, und das 

italienische Fachblatt „Economista d’Italia“ schätzt die 
Größe der gesamten vereinsstaatlichen Handelsflotte bereits 

für das Frühjahr 1919 auf 15 Mill, d. w. t = fast 12 Mill. 

Br.-Reg.-T. Wenn auch hiervon noch die Flotte ' der fünf 

großen Seen mit 21/2 Mill. t in Abzug zu bringen ist, so ver- 
bleibt doch immerhin schon jetzt eine Meeresflotte, die rund 

doppelt so groß ist, wie die deutsche im Juli 191% war. Die 

eigentliche Hochseeflotte der Vereinigten Staaten war von 

1,9 Mill. t am 30. Juni 1914 bis Anfang 1919 schon auf 

5,1 Mill. t gestiegen („Statist“, 12. April 19), dürfte aber seit- 

her ’durch ‚die Einreihung der deutschen Schiffe und an- 

dere Neuerwerbungen bereits auf über 6 Mill. £ angewachsen sein. 

Eine Durchführung der neuen amerikanischen Schiffahrts- 

politik und des riesenhaften Schiffbauprogramms ist schlechter 

dings eine Unmöglichkeit ohne eine entsprechende weitere 

Verdrängung des englischen Seehandels aus den von den 

Amerikanern in Aussicht genommeren Häfen. .Das vornehmste 

Ziel der Amerikaner scheint fürs erste die möglichst restlose 

Eroberung des Südamerika-Verkehrs zu sein, dem sich der 

Mittelamerika - Verkehr wohl bald genug anschließen wird. 
Noch sind ja die kommenden wirtschaftlichen Probleme in der 

ersten Entwicklung begriffen, aber man erkennt doch immer- 

hin schon die Umrisse des künftigen Bildes, Zunächst dürfte 

Amerika versuchen, die seinem Handel im Kriege bereits 

geglückten Eroberungen weiterhin durch erlaubte Mittel zu 

vermehren. Gelingt aber die Verdrängung des englischen 

Wettbewerbs nicht auf legalem Wege, so: mag eines Tages 

sehr wohl die Monroe - Schiffahrts - Doktrin offen als Axiom 

verkündet und ein de facto schon heute angestrebter Zustand 

de jure sanktioniert werden. Aller Voraussicht nach wird 

auch die rasche Ausbreitung der japanischen Schiffahrt im 

Stillen Ozean über kurz oder lang die Nordamerikaner zu 

derartigen. Schutzmaßregeln zwingen. 

Die Monroe- Schiffahrts -Doktrin würde im Grunde ge- 

nommen nichts anderes sein als eine auf amerikanische Ver- 

hältnisse zugeschnittene Neubelebung der alten CromwelVl’schen 

Navigationsakte vom 9. Oktober 1651, die Englands heutige 

Stellung zur See begründet hat. Man kann es einer werdenden 

Seemacht nicht verdenken, daß sie sich bemüht, dieselben 

Mittel zur Anwendung zu bringen, die einst den englischen 

Seehandel groß und stark gemacht haben. Da eine solche 
merkantilistische Politik aber nur durchgeführt‘ werden kann, 

wenn eine sehr große wirtschaftliche und militärische Macht
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dahinter steht, so ist es begreiflich, daß im ganzen 19. Jahr- 

hundert keine Nation eine Navigationsakte zu verkünden wagte, 

weil sie eine scharfe Herausforderung anderer Seemächte und 

vor allem der seit 250 Jahren an erster Stelle stehenden See- 

macht Englands bedeutet hätte. Nichts kann deutlicher die 

ungeheure Machtvermehrung illustrieren, die der europäische 

Krieg den Vereinigten Staaten gebracht hat, als die Tatsache, 
daß man jetzt in den Vereinigten Staaten ungescheut mit dem 

Gedanken einer Monroe-Schiffahrts-Doktrin zu spielen wagt! 

Schon einmal, im Jahre 1787, haben die Vereinigten Staaten 

eine Navigationsakte erlassen, die den übermächtigen Einfluß 

des englischen Seehandels brechen und der eigenen Kauf- 

fahrteiflotte das Rückgrat- stärken gsollte. Doch blieb jener 

erste Vorläufer der jetzt wieder erörterten Monroe-Schiffahrtse- 

Doktrin im wesentlichen nur eine Geste, eine Episode; es 

stand weder ein entschlossener, zäher Wille, den Kampf 

um die Seeherrschaft aufzunehmen, noch eine ausreichende 

militärische Seemacht dahinter. Heute liegen die Dinge ganz 

anders. Gleichviel ob die Vereinigten Staaten sich in einigen 

Jahren offen zum Grundsatz der Monroe -Schiffahrts - Doktrin 

bekennen oder ob sie ohne ein ausdrückliches Verbot .der 

Betätigung nicht-amerikanischer Schiffe im Verkehr zwischen 

amerikanischen Häfen in der Praxis mit allen Mitteln dahin 

streben, der unausgesprochen bleibenden Erweiterung der 

Monroe-Doktrin Geltung zu verschaffen, ohne sie von offizieller 
Stelle aus als neuen politischen Glaubenssatz zu verkündigen 

— die Gefahr, die der englischen Vormachtstellung von 
Amerika her droht, bleibt im einen wie im anderen Falle die- 

selbe und muß mit automatischer Sicherheit in absehbarer 
Zukunft zu einem ernsten Konflikt führen. 

Überaus treffend und geistvoll.hat die Kopenhagener 

Finanzzeitschrift „Finanstidende“ kürzlich die handelspolitische: 
Stellung, die die Vereinigten Staaten durch den Krieg erlangt 

haben und die im Lossteuern auf eine amerikanische Nayviga- 
tionsakte künftig ihren sichtbarsten Ausdruck finden dürfte, 

mit folgenden Worten gekennzeichnet: 

„Zu alten Zeiten geschah es, daß ein Linienschiff 

mit dem Aussehen eines friedlichen Kauffahrteischiffes 

über das Meer glitt, bis es in einem gegebenen Augen- 

blick durch plötzliches Herabsenken der Bordwände 

seine furchteinflößenden Geschütze demaskierte. So un- 

gefähr ist die Rolle, die Amerika seit dem Beginn des 

Waffenstillstandes gespielt hat. Eine in allen Teilen 

vollkommene Organisation, die mit einem Schlage den 

Erdball umspannen kann, tritt plötzlich zu tage mit der 

Losung: Los von London!“ 

Die Wahrscheinlichkeit, daß die überragende Bedeutung 

des Union Jack in allen Meeren der Erde schon in wenigen 

Jahren endgültig der Vergangenheit angehört, ist um so größer, 

als auch die japanische Schiffahrt im Stillen Ozean sich während 

des Krieges zu einer imponierenden Macht entwickelt hat, 

und zwar wieder vornehmlich auf Kosten Englands, Man gibt 

sich in britischen Handelskreisen auch hierüber keiner Täuschung 

hin, Im „Daily Expreß“ erklärte am 14. Mai der Tokioter 

Korrespondent Hugh Byas offen: ; 
„Japan wird bald ein füurchtbarer Rivale der britischen 

Schiffahrt werden,“ 
Zwar hat sich die japanische Handelsflotte im Kriege nicht 

annähernd so stark vermehrt wie die nordamerikanische: von 

1826 000 t um Mitte 1914 stieg sie bis Ende 1918 auf 2672 000 t; 
aber ihre Finanzkraft und ihre Leistungsfähigkeit ist ungleich 

stärker erhöht worden als ihr Tonnagegehalt, für dessen rechte 

Würdigung zu beachten ist, daß Japan eine große Menge von 

alten, wenig tauglichen Fahrzeugen in den Zeiten der schärfsten 

Kriegs-Frachtraumknappheit zu fabelhaften Preisen an England, 

Frankreich und die Vereinigten Staaten verkauft hat, Einer 

amtlichen Angabe des japanischen Verkehrsdepartements aus 

jüngster Zeit zufolge besteht die gesamte japanische Kauf- 

fahrteiflotte, die zurzeit die drittgrößte der Welt ist, zurzeit 

aus 2578 Dampfern und 12 236 Seglern, unter denen sich jedoch 

nur 599 für eigentliche „große Fahrt“ geeignete Ozeandampfer 

befinden. Gewaltig gestiegen sind auch die Leistungen des 

Schiffbaus: 1918 erzeugten die japanischen Werften 489 724 t, 

d. h. ungefähr ebenso viel wie Deutschland im letzten vollen 

Friedensjahr 1913 einschließlich der Bauten für ausländische 

Rechnung hervorbrachte. — Für 1919 aber rechnet man laut 

„Japan Advertiser“ gar auf eine Fertigstellung von 1189285 
dead weight t = ca. 915000 Br.-Reg.-T. Schiffsraum. Schon 

vor dem Kriege spielte sich der Handel im Stillen Ozean zu 

56 % auf japanischen Schiffen ab, die mit ihren billigen Her- 

stellungs- und niedrigen Betriebskosten leicht jeden Wett- 

bewerb aus dem Felde zu schlagen vermochten. 1918 aber 

war der Anteil der japanischen ‚ Flagge am pazifischen _ See- 
handel gar auf 74 % gestiegen. Dabei steht auch dieser Auf- 

schwung erst ‚in seinen ersten Stadien, Bisher nämlich war 

Japan in bezug auf seinen Stahlschiff bau no€h von den amerika- 

nischen Stahllieferungen abhängig, und als die Vereinigten 

Staaten 1917 ein Stahlausfuhrverbot erließen, das vornehmlich 

gegen Japan gerichtet war, kam dieses Land in eine recht 

üble Lage. Inzwischen aber haben die Japaner Vorkehrungen 

getroffen, um sich unter Ausbeutung von Erzlagern im Jangtsetal 

und in Korea eine nationale Stahlindustrie zu schaffen und in 

ihrem Schiffbaun vom Ausland unabhängig zu werden. So ist 

gar nicht abzusehen, welchen Zielen die sehr großzügig und 

geschickt geleitete japanische Schiffahrtspolitik in Zukunft 

noch zustreben wird. Sobald sie genügend auf eigenen Füßen 

steht, ist es sehr leicht möglich, daß auch eine japanische 

Monroe-Schiffahrts-DoktrinfürOstasien in Frage 

kommen wird. Ausdrücklich zu verkünden braucht Japan frei- 
lich einen solchen Grundsatz kaum; mit seinen billigen Fracht- 

tarifen und seiner finanziellen Macht kann.Japan vermutlich 

Schon in wenigen Jahren eine Art von japanischer Navigations- 

akte faktisch verwirklichen, ohne der Welt feierlich Mitteilung 

von diesem seinen Willen zu machen. 

Jedenfalls wird von 1919 an das Bild der Weltschiffahrt 

ein wesentlich anderes Gesicht zeigen als vor 191%, und dieses 

Bild dürfte von Jahr zu Jahr fremdartigere Züge annehmen. 

Die Zeit der unbedingten europäischen bzw. britischen Vor- 
herrschaft zur See ist anscheinend für immer dahin; Amerika 

tritt als gleichberechtigter Faktor, Japan als zumindest sehr 

beachtenswerter und gefährlicher Konkurrent auf den Plan. 
In den amerikanischen und ostasiatischen Meeren, vielleicht 

aber auch anderswo, wird der Kampf um das „rule the waves“ 

schließlich viel schärfere Formen als jemals in früheren Zeiten 

annehmen, und politisch-kriegerische Konflikte als Folge davon 

sind auf die Dauer wohl nur schwer oder gar nicht zu ver, 

meiden, ; 

Englands Stellung in der Welt aber mag politisch durch 

den Krieg noch gewaltiger geworden sein; wirtschaftlich ist 

sie empfindlich geschwächt. worden —- und kaum auf irgend 

einem -Gebiet stärker und nachhaltiger geschwächt worden als 

in der Beherrschung des Seehandels. Die offen oder verhüllt 
voraussichtlich künftig geltende Monroe-Schiffahrts-Doktrin wird 

vermutlich eine neue Epoche der Weltschiffahrt einleiten, die 

mit der‘ europäischen Vormachtstellung zur See: endgültig 

aufräumen wird. England hat zwar das Ziel erreicht, um 

dessentwillen es den Krieg entfesselte: die völlige „Nieder- 

boxung“ des deutschen Konkurrenten; aber besser ist seine 

weltwirtschaftliche Stellung dennoch ganz und garnicht ge- 

worden — im Gegenteil! -Es befindet sich heute durchaus in
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der Lage des Herkules, der der lernäischen Hydra den Kopf 

abgeschlagen hat, der nun aber mit Schrecken wahrnehmen 

muß, daß an der Stelle des abgehauenen deutschen Kopfes 

zwei neue, ein amerikanischer und ein japanischer, von viel 

größerer Gefährlichkeit hervorgewachsen sind. 

Dr. phil. Richard Hennig 
* 

Zu dieser interessanten Darlegung der im Kriege neugeschaf- 

fenen Weltschiffahrtslage erhalten wir folgende Zuschrift von 
Herrn Ed. Woermann, in der die grundlegende Bedeutung 

des Überseehandels für diese Frage betont wird. Diese Betrach- 

tung aus einem anderen Gesichtswinkel bildet eine vorzügliche 

Ergänzung zu dem obigen Aufsatz. Herr Dr. Hennig stimmt 

übrigens im allgemeinen den Ausführungen des Herrn Ed. Woer - 

mann durchaus zu; er betont, soweit die Zuschrift hier und da 

gegen seinen Aufsatz Stellung nimmt, daß diese Stellungnahme 

auf irrtümlicher Auffassung seiner Dariegungen beruhe. 

Die Schriftleitung. 

Der sehr interessante Artikel über die Monroe Schiffahrts- 

Doktrin geht von einigen falschen Voraussetzungen aus. Vor 

‚allem macht er denselben Fehler, wie ihn momentan unsere 

Regierung und die öffentliche Meinung in Deutschland macht. 

Sie mißt der Schiffahrt‘ zu viel und dem Handel zu wenig 

Bedeutung bei. 

Falls Monroe - Schiffahrts - Doktrin ein Schiffahrtsmonopol 

für ein gewisses Land bedeutet, so ist ein solches .Monopol 

jeden Augenblick für die „Küstenschiffahrt“ möglich. Ein 
Gesetz kann verbieten, daß andere als nationale Schiffe den 

Verkehr zwischen Häfen eines und desselben Landes besorgen. 

Zwischen verschiedenen Ländern ist ein solches Verbot un- 

möglich, falls nicht die beiden Länder, zwischen denen die 

Schiffe verkehren, gemeinsam ein solches Gesetz auf Gegen- 

seitigkeit beruhend oder zugunsten der Flagge des einen 

Landes erlassen. Eine Monroe -Schiffahrts - Doktrin zwischen 

Union - Häfen und englischen Kolonialhäfen wird daher zu 

Gunsten der United-States-Flagge unmöglich sein, wenn Eng- 

land nicht will. Ebenso wird eine Monroe-Schiffahrts-Doktrin 

zwischen United-States-Häfen und Argentinien nicht möglich 

sein, wınn Argentinien nicht will, d. h. so lange Argentinien 

nicht einen Vorteil darin sieht, daß nur U.-St.-Schiffe zwischen 

Nordamerika und Argentinien in beiden Richtungen ver- 

kehren, d. h. daß Argentinien glaubt, besser bei freier Kon- 

kurrenz der Schiffahrt aller Nationen zu fahren, als bei einem 

Monopol der U.-St.- Schiffe. Eigene Schiffe in geeignetem 

Maße besitzt Argentinien zur Zeit nicht, um ein Gesetz auf 

Gegenseitigkeit zu machen, also die englische Schiffahrt aus 

dem Verkehr zwischen den Vereinigten Staaten und Argen- 

tinien auszuschalten. Das würde England aber wohl zu ver- 

hindern wissen, selbst wenn es das Interesse Aıgentiniens 

wäre, die freie Konkurrenz auszuschalten. Von Gesetzes 

wegen eine Monroe-Schiffahrts-Doktrin über den Rahmen der 

Küstenschiffahrt im eigenen Lande hinaus einzuführen, er- 

scheint daher sehr weniy möglich und wahrscheinlich. Viel 

eher könnte man von ıiner Monroe Hand els-Doktrin spre- 

chen. Um bei obigem Beispiel zu bleiben, wird die Schiffahrt 

zwischen Argentinien und den Vereinigten Staaten der U.-St.- 

Flagge vorbehalten bleiben, sobald das Gros des Handels 

zwischen den Vereinigten Staaten und Argentinien nord- 

amerikanischer Handel ist. Der KEigentümer der Fracht be- 

stimmt die Flagge! Gehören alle argentinischen Produkte, 

die nach den. U.-St.-Häfen gehen sollen, schon bei Abfahrt 

von Argentinien einem U.,-St.-Befrachter, so ist die Wahr- 

scheinlichkeit der Benutzung der nordamerikanischen Flagge 

vorhanden. Ist der Befrachter argentinisch oder gar englisch, 

wird die englische oder argentinische Flagge bevorzugt 

werden, und jede künstliche Monroe - Schiffahrts - Doctrin ist 

ohne Gesetzgebung unmöglich. 

Nun sind die Vereinigten Staaten durch den Krieg reich 

geworden und beabsichtigen, ihren Handel auf die ganze Welt 

auszudehnen. Es gehen daher jetzt United-States-Waren in 

U.-St.-Eigentum von und nach den Vereinigten Staaten. Vor 

dem Kriege wurden alle Waren erst U.-St.-Eigentum, wenn 

sie in den Vereinigten Staaten ankamen; und sie waren schon 

ausländisches Eigentum (meistens englisch oder deutsch), wenn 

sie die Vereinigten Staaten verließen. Daher hatten vor dem 
Kriege die Vereinigten Staaten keine eigene Schiffahrt, und 

daher werden die Vereinigtem Staaten jetzt eine eigene 

Schiffahrt erhalten. Das hat alles mit Monroe-Doktrin nichts 

zu tun, sondern wird von dem Grundsatz beherrscht: Die 

Nationalität der auf dem Meere heranschwimmenden Waren 

bestimmt die Flagge der Schiffe! 

Schiffahrt ist nur möglich, wenn, der Handel ihr die Wege 

ebnet, und es ist eine grundfalsche Idee, wenn man jetzt auch 

in Deutschland immer nur von zerstörter Schiffahrt spricht- 

anstatt von zerstörtem Handel, und die Schiffahrt wieder auf- 

bauen will anstatt den Handel, und denkt, daß wir durch die 

Schiffahrt den Handel wiederbekommen, Wenn wirin Zu- 

kunftnationale Schiffahrt betreiben wollen, 

müssen wir erstnationalen Handel, d.h. deut- 

sche im Weltmeer herumschwimmende Waren 

haben. Erst dann kommt die Schiffahrt wieder. So lange 

unsere Feinde sorgen, daß alle Waren, die nach Deutschland 

kommen, erst deutsche werden, wenn sie das Land berührt 

haben, und wenn alle Waren schon ausländischer Besitz sind, 

wemnn sie das Deutsche Reich verlassen, gibt es keine deutsche 

Schiffahrt wieder. . 

* Wenn der Verfasser des oben genannten Artikels meint, 

daß umgekehrt eine Schiffahrt geschaffen werden könnte ohne 

den nationalen Handel und daß die Vereinigten Staaten sich 

künstliech eine Schiffahrt aufbauen könnten, so irrt er sich 

Und wenn die Vereinigten Staaten und auch Japan das 

künstlich durch Gesetze oder Subventionen erzwingen wollen, 
werden sie Fiasko erleiden, wie alle‘ Schiffahrt, die nicht auf 

dem nationalen Handel beruht. 

Diese Erwägungen sollten auch die deuntsche Regierung 

davon überzeugen, daß ihr ein künstlicher Wieder- 

aufbauderdeutschen Schiffahrt nichts nützen 

wird, wenn das deutsche Überseegeschäft 

nicht wieder hochkommt. Das deutsche Übersee- 

geschäft ist die Vorbedingung für eine neue deutsche Reederei, 

Das deutsche Überseegeschäft kommt aber nur wieder hoch 

mit freiem Handel. I ; 
Ed. Woermann 

Deutschland 
Die Industrie 

Produktion und Rentabilität 
Die Umstellung der Krupp’schen Werkstätten nimmt 

ihren Fortgang, Unter anderem wird eine Abteilung für den. 

Bau von Filmvorführungs-Apparaten eingerichtet. Die preu- 

im Juni 

ßische Staatseisenbahnverwaltung hat der Abteilung „Loko. 
motiv- und Wagenbau“, die imstande ist, jährlich etwa 300 

schwere Lokomotiven nebst Tender und etwa 2500 eiserne 

15 t Eisenbahnwagen herzustellen, die Bestellung von jährlich
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rund 100 Lokomotiven und rund 2000 Wagen zugesichert. 

Sämtliche Herstellungskosten, vom Lohn angefangen bis zu 
den Betriebs- und Generalunkosten, unterliegen der nach- 
träglichen Prüfung durch den Staat. Die sämtlichen früheren 

Artilleriewerkstätten der Firma Krupp würden bei voller Be- 

setzung etwa 35000 Menschen beschäftigen; für sie muß neue 

Arbeit gesucht werden. Das Krupp’sche Werk könnte erheblich 
mehr Arbeit leisten, wenn mehr Stahl zur Verfügung stände, 

Der Stahlmangel ist aber die Folge des Kohlenmangels; er 
ist auch die Ursache, daß die Firma große und neue Abnehmer 

zu verlieren beginnt. („Krupp’sche Mitteilungen“ Nr. 26 vom 

5. 8. und „Deutsche Allgemeine Zeitung“ Nr, 274 vom 6. 6.) 
Derdeutsche Zementbund teilte mit, daß die für 

den Monat Mai angesetzten Zementmengen wegen Kohlen- 

mangels bei weitem nicht hergestellt werden konnten, („Deutsche 

Allgemeine Zeitung“ Nr. 277 vom 10. 4.) 

Der Verlust des Gelsenkirchener Bergwerks 

A. G, belief sich nach einer Mitteilung von Geheimrat 

Kirdorf im laufenden Geschäftsjahr bis Ende April auf 

24500000 M. Bei der Zeche Ewald hat der Betriebsverlust 
seit Anfang November 4,55 Mill. M. betragen, im April allein 
1,5 Mill. M. Beim Mülheimer Bergwerksverein hat sich in 

den ersten vier Monaten 1919 ein Betriebszuschuß von 

1609943 M ergeben. Hugo Stinnes schätzt den Verlust 
des Rheinisch-Westfälischen Kohlenbergbaues seit Beginn der 

Revolution auf 1/2 Milliarde M. („Deutsche Bergwerkszeitung“ 
Nr. 134 vom 11. 6.) Nach einer in Nr. 11 der Berg- und 

Hüttenmännischen Zeitschrift „Glückauf“ veröffentlichten Be- 
rechnung hat der Unternehmergewinn im Ruhrkohlenbergbau 

in den vier dem Kriege voraufgegangenen Jahren (1910—13) 

im Durchschnitt jährlich 107,6 Mill. M. und von 1914—19 im 
Durchschnitt 113,2 Mill. M _betragen. Der während der ganzen 

Kriegszeit erzielte Gewinn ist hiernach durch den Verlust 

eines halben Jahres (von November 1918 bis Ende April 1919) 

ausgeglichen. 

Zur Prüfung der finanziellen Lage der mitteldeutschen 

Braunkohlenwerke war im AKEinverständnis mit den 

Grubenverwaltungen und den Bergarbeiterorganisationen, um 

die Verhandlungen über Lohnerhöhungen für beide "Teile 

fruchtbringend zu gestalten, ein Schlichtungsausschuß in Halle 
eingesetzt worden, der am 11. ds, Mis, seine Untersuchungen 

über die Riebeck’schen Montanwerke abgeschlossen hat. 

Danach betragen die Mehrbelastungen, die Riebeck auf Grund 

der jetzt neu gewährten Lohn- und Gehaltserhöhungen zu 

leisten hat, allein für die Gruben, Brikett-Fabriken und Naß- 

pressen jährlich 6 Mill. 4 . Dazu kommt eine Mehrausgabe 
von jährlich 2400 000 M für eine Vermehrung der Belegschaft, 

die notwendig wird, um die durch die Revolution und ihre 

Nachwirkungen stark gesunkene Leistungsfähigkeit der Be- 
triebe bis zu dem normalen Maß wieder zu erhöhen und vor 

allem: die Abraumbetriebe so zu führen, daß eine Betriebs- 

einstellung der Tagebaue in absehbarer Zeit vermieden werden 
kann. Bei diesen Mehrausgaben von 8400000 M sind die 
Mehraufwendungen nicht berücksichtigt, die durch die dauernd 

steigenden Preise für Holz, Eisen und andere Rohstoffe, für 
Reparaturen und dergl. entstehen. Aus dem Verkauf von 

Rohkohlen, Briketts und Naßpreßsteinen ergibt sich durch 

die neuen Preiserhöhungen eine Mehreinnahme von jährlich 

5160000 M, so daß also bei Riebeck ein Minderertrag von 

3240000 M zu erwarten steht, Der Verlust kann nur abge- 

schwächt werden, wenn die Leistungen der Betriebe wieder 

steigen und die Nebenbetriebe, wie Schwelereien, Mineralöl- 

und Kerzenfabriken entsprechende Gewinne liefern. („Frank- 

furter Zeitung“ Nr. 435 v. 15. 6.) 
Der Aufsichtsrat der Maschinenfabrik A. Ventzki A. G, 

beabsichtigt einer außerordentlichen Generalversammlung die 
Auflösung der Gesellschaft vorzuschlagen, da der Betrieb 
schon jetzt in einzelnen Teilen unwirtschaftlich arbaite. Die 
Ventzki-Werke interessieren deshalb besonders, weil ihr Leiter 

vor einiger Zeit den Arbeitern das Unternehmen für die Ver- 

gesellschaftung zur Verfügung gestellt hatte. („Deutsche 

Allgemeine Zeitung“ Nr, 294 v. 23. 6.) 

Für den Monat Juli sollen zur Fabrikation im August 

16000 Tonnen Rohstoffe an' die dem Margarin e verband 

angeschlossenen Fabriken verteilt werden. Für die späteren 
Monate ist mindestens die gleiche Verteilung gewährleistet, 

Mit dieser Rohstoffmenge wird annähernd die Friedenserzeugung 

der Margarinefabriken im Jahre 1913 erreicht. Infolgedessen 

kommt vom August ab die Wiederinbetriebsetzung 
der stillgelegten Fabriken in Frage. Da die Reichsstelle für 

Speisefette weiterhin nur Tafelmargarine zur Verteilung bringen 

will und die Verteilung von Kunstspeisefett und Schmelz- 

margarine ablehnt, können für die Wiederinbetriebsetzung 

nur diejenigen Fabriken, die 'Tafelmargarine herstellen, in 

Betracht kommen. („Mitteilungen aus der 17. Verwaltungs 

ratssitzung des Margarineverbandes“ vom 26. 6. und der 

ordentlichen Gesellschafterversammlung vom 27. 6.) 

An Flachs, Hanf, Torffasern und Schilf- 

fasern hat Deutschland während des Krieges 25 000 Tonnen, 

an Wolle 7000 Tonnen, an Papiergarnen, Kunst- 

baumwolle, Kunstwolle und sonstiger Stapelware 

rund ungefähr 220000 Tonnen erzeugt, („Deutsche Tages- 

zeitung“ Nr. 281 vom 6. 6.) 

Arbeiterfragen und Produktion 

Nach Angaben des . ‚Reichsafbeitsblßttes“ betrug im 

Rheinisch-Westfälischen Kohlenbergbau die 

Zahl der 

Arbeitssuchenden ofl"enefi Stellen besetzten Stellen 

1919 1918 1919 1918 1919 1918 
12 358 7140 39241 38187 11 02% 6651 

Danach war die Zahl der offenen Stellen trotz des Rück- 

stroms der Feldzugsteilnehmer. größer als in der entsprechenden 

Zeit des Vorjahres. Das Reichsarbeitsblatt schreibt: „Die 
Berichte aus dem ARuhrbezirk, Ober- und Niederschlesien, 

dem Zwickauer und-Lugau-Oelsnitzer Bezirke des Steinkohlen- 

bergbaues lassen erkennen, daß die Leistungsfähigkeit der 

Gruben infolge großen Arbeitermangels, wegen des durch die 

Arbeitsunlust und die Lebensmittelknappheit bedingten Rück- 

ganges der Arbeitsleistung sowie wegen Wagenmangels .nicht 

ausgenützt werden konnte“., 

Blätter des rheinisch-westfälischen Industriebezirks,darunter 

sozialdemokratische, berichten, daß die Verkürzung der Arbeits- 

zeit von den Bergarbeitern ausgenutzt wird, um in der 

freien Zeit Verdienst durch Nebenarbeit zu suchen. 

Namentlich die Bauarbeiter klagen über Konkurrenz durch 

Bergarbeiter. Es wird sogar versucht, die Arbeiterausschüsse 

zu bewegen, den Antrag zu stellen, die Morgen- und Mittags- 

schicht der Bergleute in die Zeit von morgens 5—12 und von 
nachmittags 3—10 Uhr oder von 4—11 Uhr zu verlegen, damit 

der halbe Tag besser mit Nebenarbeiten ausgenutzt werden 

könne, Das freie Gewerkschaftskartell in Recklinghausen hat 

am 5. 6. eine Eingabe an das Arbeitsministerium gerichtet, in 

der auf die Gefahren und den großen Umfang der Neben- 

arbeit im Ruhrkohlenbergbau hingewiesen und um Abhilfe 

gebeten wird. („Rheinisch-Westfälische Zeitung“ Nr. 497 v. 24 6.) 

Preisbildung 
Um die Erhöhung des Kohlenpreises sind Kämpfe 

zwischen dem Rheinisch- Westfälischen Kohlensyndikat und dem
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Reichswirtschaftsministerium geführt worden. Die ;Vertreter 

der Bergarbeiterverbände hatten sich bereit erklärt, für die 

Preisforderungen des Syndikats mit Nachdruck einzutreten. 

Unter dieser Voraussetzung verpflichteten sich die Vertreter 

des Zechenverbandes zu einer neuen Lohnsteigerung von 

durchschnittlich 2 M je Mann und Schicht. Begründet wurde 

diese Zulage mit den für leichtere Arbeiten, namentlich durch 

städtische Verwaltungen /Straßenreinigung) gewährten Bezüge. 

Das Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat setzte daraufhin 

die Richtpreise vom 16, Juni ab für Kohle um durchschnittlich 

10 M und für Koks um durchschnittlich 15 M für die Tonne 
herauf. Nunmehr erließ der Reichswirtschaftsminister auf 

Grund einer Kabinettsentscheidung vom 16. 6. eine Höchst- 

preisverordnung. Danach dürfen die am 1. Juni in Geltung 

gewesenen Verkaufspreise vom Rheinisch-Westfälischen Kohlen- 

syndikat nur um höchstens 5 M für die Tonne Steinkohlen 

und 7 M für die Tonne Koks (ohne Steuer) überschritten 

werden, Dies genügt nach Meinung der Behörde, um die 

Lohnzuschläge bewilligen zu können, was von den In- 

teressenten entschieden bestritten wird, die auf die Steigerung 

auch der sonstigen Unkosten hinweisen. Die‘Höchstpreise für 

Steinkohlenbriketts sind mit Wirkung vom 1. Juli wieder 

aufgehoben worden, weil sie nicht nur von den Kohlen- 

sondern auch von den Pechpreisen abhängig sind, die nicht 

berücksichtigt worden waren, Auf Grund der Höchstpreise 

wurde schließlich am 5. Juli von den Zechenbesitzern be- 

schlossen, die Richtpreise wie folgt gegen die Mai- 

preise zu erhöhen, und zwar einschließlich Steuer und mit 

Gültigkeit vom 16. Juli 1919: 

Steinkohlen, allgemein......... um 6,10 M 
Nußkohlen ...nr „ 6,70. , 
geringwertige Sorten.......... » 170 
Koks, allgemein....4.......... „“ 850 „ 
Brechkoks I—IIT ........ .00 „ 10,20 „ 

Die Brikettpreise wurden im Zusammenhang "mit der er- 
wähnten irrtümlichen Festsetzung und dann Aufhebung 'des 
Brikett-Höchstpreises stufenweise gesteigert: um” 2,457M ab 
1. 6., um 7,35 M ab 16. 6. und um 9,10 M ab 1. 7. Es wurde 
beschlossen, von sämtlichen Erhöhungen 2 M je'Tonne dem Aus- 
gleichsfonds zuzuführen, dem’ mithin einschließlich des früher 
beschlossenen Betrages 12 M je t zufließen, („Deuntsche Berg- 
werkszeitung“ Nr. 133 vom 8, 6., 141 vom 19. 6.,"153 vom 15, 7.; 
„Deutsche Allgemeine Zeitung“ Nr. 281 'vom 12, 6., Nr. 315 
vom 4.“7.) 

Der Roheisenverband hat infolge der Erhöhung der 
Kohlenpreise für seine Lieferungen ab 16. 6. folgende‘ Herauf- 
setzung der Preise je Tonne Roheisen vorgenommen: Haematit- 
roheisen 11,50 M, deutsches Gießerei- Roheisen 1 und 3 14,507M, 
Siegerländer Zusatzeisen 11,50 4& und Luxemburger G1eßere1 

eisen 13 M („Frankfurter Zeitung“ Nr. 454 vom 22, 6.) 

Die von den Werken vereinbarten Preiskonventionen 
für Eisen werden immer mehr umgangen. Der un- 
gewöhnlich große Mangel‘ an Eisen und Eisenfa.brikateh‚ 
namentlich Walzeisen, infolge des Rückganges der Produktion 
begünstigt diese Erscheinung. Unter Mitwirkung einer Reihe 
schon bestehender Händlergruppen hat. sich eine Anzahl 
wilder Händler daran gemacht, diese Konjunktur zu 
Schieberzwecken auszunutzen. Von den Werken wird bei 
weiteren Abschlüssen gleichfalls häufig auf die Vereinbarun- 
gen gar nicht mehr geachtet. So werden von Händlerseite 
Feinbleche unter 5 mm zu 1800—2000 M je Tonne an- 
geboten, wogegen der Konventionspreis sich auf etwa 800 M 
stellt; andere Sorten von Feinblechen stehen auf etwa 1200 M 
(Konventionspreis 720 M.), Stabeisen (S,-M.- -Qualität) bedingt 
vielfach‘ 1100—1200 M, (Konventionspreis 750 M), für Band- 
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eisen gehen die Forderungen auf 900 M (gegen 600 M) hin- 

auf, und bei den übrigen KEisenfabrikaten zeigen sich die 

gleichen bedenklichen Erscheinungen, daß die geforderten 

Preise sich mit mehr als 25 bis 30 und . mehr Prozent über 

den regulären Preis stellen, („Frankfurter Zeitung“ Nr. 456 

vom 23. 6.) 
Die deutschen Stabeisen-und Träg er preise wurden 

Ende Juni wie folgt festgesetzt: Für die Lieferung nach 

Holland 200 bis 250 fl, nach den nordischen Staaten 350 bis 

425 Kr, nach der Schweiz 500 bis 600 fr je‘ Tonne ab 

Werk. („Deutsche Allgemeine Zeitung“ Nr. 296 vom’24."6.) 

Die Vereinigung der Stückfärbereien (Sitz Krefeld) 

hat den Teuerungszuschlag für Färbung von Waren von. 200 

auf 250 % ab 1. 6. heraufgesetzt. Hieran anschließend ver- 

langt die Appreturvereinigung (Sitz Krefeld) einen Teue- 

rungszuschlag von 250 %, bisher 150 %. Die Druckeirei- 
vereinigung (Sitz Krefeld) erhöhte ihre Preise um 35, |75, 85, 

100 und 120 %, je nach Art des Gewebes („Frankfurter 

Zeitung“ Nr. 419 vom 8. 6.). 

Organisationen 

Eine sächsische Landesstelle für Textil- 
wirtschaft mit dem Sitz in Leipzig ist gegründet worden, 

auch für die thüringischen Staaten. („Deutsche Allgemeine 
Zeitung“ Nr. 309 v. 1. 7.) 

Im Interesse einer Beschleunigung beim Einkauf von Roh- 

baumwolle hat die Wirtschaftsstelle für Baumwolle eine 

Nebenstelle in Bremen errichtet, der auch die Er- 

teilung von Einfuhrbewilligungen für Rohbaumwolle, Baum- 

wollabfälle und Linters übertragen worden ist. („Frankfurter 

Zeitung“ Nr. 464 v. 26. 6.) Über Anträge auf Aus- und Ein: 
fuhrbewilligung für Textilien aller Art wird im übrigen nun- 

mehr durch die Reichsstelle für Textilwirtschaft 

entschieden. („Deutsche Allgemeine Zeitung“ Nr, 282 v. 13. 6.) 
Der Verein deutscher Maschinenbauan- 

stalten umfaßte am 31. 12. 1918 814 Firmen mit 522 790 

Beschäftigten. („Der Welthandel“ Nr. 24 v. 14. 6.) 

Die bisherigen.Gegensätze zwischen dem Zentralver- 

band derchemisch-technischen Industrie und 
dem Verein zur Wahrung der Interessen der 

chemischen Industrie sind beseitigt worden, Der 

Verband ist als korporatives Mitglied dem Verein beigetreten. 

(„Vossische Zeitung“ Nr. 306 v. 19. 6.) 

Im Reichsverband der deutschen Industrie 

ist der Öl- und Fettwirtschaft eine besondere Fach- 

gruppe zugestanden worden. (Mitteilungen in der Verwaltungs 

ratssitzung des Margarineverbandes v. 26. 6.) 

Auf dem 10. Kongreß der Gewerkschaften Deutsch- 

lands (sogenannten freien Gewerkschaften) wurde in einer Ent- 

schließung die Neutralität der Gewerkschaften gegenüber 

den politischen Parteien ausgesprochen. Dies geschah, 

um die Gefährdung der Einheit der Gewerkschaften durch die 

Spaltung der sozialdemokratischen Partei zu beseitigen, mit 

der. die Gewerkschaften 1906 das „Mannheimer Abkommen“ 
getroffen hatten, das eine Verständigung der beiden Zentral- 
leitungen 'bei wichtigen, die (Gesamtinteressen der Arbeiter- 

klassen betreffenden Fragen verlangte. („Hamburger Echo“ 
Nr. 302 v. 4, 7.) 

Die Vergesellschaftung 

Ein Reichsrahmengesetz über Kommunalisierung 
von Wirtschaftsbetrieben ist ansgearbeitet worden. 

Es ermächtigt die Gemeinden, aus Gründen des öffentlichen 

Wohles beim Vorliegen eines dringenden Bedürfnisses Unter- 
nehmungen, die vorwiegend -örtlichen Zwecken dienen, aus
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der Privat- in die Gemeinwirtschaft überzuführen, vorbehaltlich 
(von bestimmten Ausnahmen abgesehen) der Zustimmung der 
Landeszentralbehörden. Die Gemeinde kann nach dem Ent- 
wurf entweder Zwangsgenossenschaften gründen oder Vor- 

schriften über den Geschäftsbetrieb und die Stellung unter 

Ööffentliche Aufsicht erlassen, oder Anteile übernehmen. Sie 

ist befugt, durch Verbot der Errichtung und Fortführung 

gleichartiger Unternehmungen sich ein Monopol zu sichern. 
(„Frankfurter Zeitung“ Nr. 429 v. 13. 6.) i 

Der Preußischen Landesversammlung ist ein Gesetzent- 

wurf über die Kommunalisierung ' der Charlottenburger 

Wasserwerke zugegangen. („Frankfurter Zeitang“ Nr. 464 
v. 26. 6.) 

Die Ausführungsbestimmungen zum Kohlen- 

wirtschaftsgesetz vom 23. 3. 1919 sind so weit durch- 

beraten, daß die Nationalversammlung darüber befinden kann, 

Neben dem Reichskohlenrat sind folgende Reichsausschüsse 

in Aussicht genommen: Der technisch-wirtschaftliche Sach 

verständigenausschuß für Kuhlenbergbau, der technisch - wirt- 

schaftliche Sachverständigenausschuß für Brennstoffverwendung 

und der sozial-politische Sachverständigenausschuß für Kohlen- 

bergbau. Stellt der Reichskohlenrat das Parlament aller an 

der Kohlenwirtschaft Beteiligten (Arbeitgeber und Arbeit- 

nehmer, Handel, Verbraucher, Wissenschaft) dar, so liegt in 
den Händen des Verbandes der einzelnen Syndikate, des 

Reichskohlenverbandes, die Exekutive. („Deutsche Allgemeine 

Zeitung“ Nr. 285 v. 18. 6.) 

In einer Versammlung von Vertretern der Eisen und 

Stahl erzeugenden Industrien im Reichswirtschaftsministerium 

wurde im Beisein der beteiligten Händler und Verbraucher 

sowie der durch die Arbeitsgemeinschaft vertretenen Arheit- 

nehmer über die Bildung einer Außenhandelsstelle 

für das Gebiet der Eisen- und Stahlerzeugung beraten. 

Grundsätzlich wurde von den Industriellen dem Plane zuge- 

stimmt., Es wurde jedoch von ihnen gewünscht, daß als ent 

scheidendes Organ zur Ausführung der von den Behörden 

gegebenen Richtlinien der Vertrauensmann (Reichsbe- 

vollmächtigter) auftreten soll und daß der zu bildende Außen- 

handelsausschuß, in dem alle Interessentengruppen zugleich 

vertreten sind, nur gutachtlich tätig ist. Der unpartelische 

Vertrauensmann soll die Befugnis erhalten, selbständig die 

Entscheidung zu treffen. Da für die Ausübung seiner Tätig- 

keit als Voraussetzung gilt, daß ihm das Vertrauen aller In- 

teressentenkreise erhalten bleibt, sei anzunehmen, daß er im 

Sinne aller Beteiligten handeln werde. Durch diese diktn- 

torische Regelung glauben die Interessenten Streitigkeiten 

uıntereinander vorbeugen zu können., 

Zeitung“ Nr., 328 vom-11. 7.) 

Zur Bearbeitung der Fragen sämtlicher unedien Metalle 
vom Erz bis einschließlich Halbfabrikaten (mit Ausnahme von 

Eisen, Mangan- und Ferrolegierungen), sowie der Kdelmetall- 

und Schmuckwarenwirtschaft, einschließlich der Fertigfabrikate, 

ist ein Fachverband B. der Metallwirtschaft gegründet worden. 

Er umfaßt eine Außenhandelsnebenstelle Ba: für Kupfer mit 

seinen Legierungen, Aluminium, Tonerde, Tonerdesulphate 

und Blei mit seinen Legierungen; eine Außenhandelsneben- 

stelle Bb: für Zink; eine Außenhandelsnebenstelle Bc: für 

Zinn, Nickel, Wismut und ihre Halbfabrikate . (ausgenommen 

Eisen, Mangan- und Ferrolegierungen), ferner Schmuckwaren- 

industrie, Edelmetalle und Edelsteine. („Frankfurter Zeitung“ 

Nr. 438 vom 17. 6.) 

(„Deutsche Allgemeine 

Exportfragen 

Mit Dänemark besteht ein ähnliches Abkommen wie 
es Holland gegenüber bereits zur Ausführung gekommen 

ist, auf zunächst einmalige Lieferung von etwa 20000 Tonnen 

Brennstoffen von der Ruhr. („Deutsche Bergwerks- 

zeitung“ Nr. 130 vom 5. 6.) 

Ein Abkommen zwischen der Schweiz und Deutsch- 

land ist ratifiziert worden: Danıch erteilt Deutschland im 

Austa%1 gegen Milch, Schokolade, Frucht- und andere Kon- 

serven, Rindvieh und Ziegen, Ausfuhrbewilligungen für 

1. Kohlen (Ruhrprodukte), 50000 t£ monatlich gemäß 

einem Vertrage, der in Basel am 9. Mai zwischen der Rheini- 

schen Kohlengesellschaft und der Reedereigesellschaft in 

Mülheim an der Ruhr und der Schweizerischen Kohlen- 

gesellschaft in Basel abgeschlossen worden ist. 

2. Linksrheinische Braunkohlen briketts 12000 € 

monatlich. Deutschland wird alles irgend mögliche tun, um 

darüber hinaus Ausfuhrbewilligungen für Kohlen zu erteilen, 

die Lieferanten zur Lieferung anzuhalten und den Transport 

zu fördern, ; 

3. Eisen und Stahl: Versorgung im Rahmen des 

Möglichen. 

4. Kalisalze, 20 oder 30 %ige, 25 Wagen monatlich. 

5. Thomasmehl, 125 Wagen monatlich, 

"6. Rohzucker, 25 Wagen monatlich. 

Das Abkommen läuft vom 1, Juli bis 30. September 1919, 

doch hat jeder Teil das Recht, es mit einmonatlicher Frist 

zu kündigen. („Rheinisch-Westfälische Zeitung“ Nr. 473 vom 

16. 6.) 
A. S, 

Österreich 
Budget — Finanzierung der Auslandbezüge — Bankbilanzen 

Wien, 5. Juli 1919. 

Die deutsch-österreichische Regierung hat der 

Nationalversammlung den Entwurf eines Budgetprovisoriums 

für die nächsten sechs Monate vorgelegt, das sie ermächtigt, 

das voraussichtliche Defizit bis zur Höhe von 2 Milliarden 

durch eine Kreditoperation zu decken. Der tatsächliche Ab- 

gang dürfte darüber noch hinausgehen. Die Elemente dieses 

Defizits werden im einzelnen erst aus dem definitiven Vor- 

anschlag hervorgehen, dessen Einbringung für die nächsten 

Wochen angekündigt ist. Mit seinem schlechten Budget steht 
im Augenblick der deutsch.österreichische Staat nicht allein 

da. Auch der junge tschecho-slowakische Staat 

schließt seinen Voranschlag für das nächste Jahr mit einem 

„Abgang“ von über 4 Milliarden tschecho-slowakischer Kronen 

ab., In Ungarn ist der volle Zusammenbruch schon vor 

einigen Monaten eingetreten, und die Sanierung 

finanziellen Wirkungen, auch wenn die Räteregierung in ab- 

sehbarer Zeit gestürzt werden sollte — die aus den an dieser 

Stelle schon vor einigen Monaten entwickelten Gründen sich 

keineswegs als so kurzlebig erweist als ihre Gegner es wahr 

haben möchten — bildet ein kaum lösbares Problem. Mit 

den Finanzen in den dem südslavischen und /pol- 

seiner
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nischen Staat zugefallenen Teilen der früheren Monarchie 

dürfte es nicht besser stehen. Doch sind. darüber nähere 

Daten nicht bekannt, da die Staatseinnahmen und Ausgaben 

in diesen Gebieten jetzt nur einen Teil des serbischen bzw. 

polnischen Kriegsbudgets bilden. 

Was an der finanziellen Situation in Deutsch-Öster- 

reich besonders beängstigt, ist der Umstand, daß ein Aus- 

weg aus ihr nicht zu ersehen ist. Die Regierung 

bereitet darauf vor, daß es notwendig sein könnte, die er- 

wähnten 2 Milliarden zum Teil wieder mit Hilfe der Notenbank 

aufzubringen, obwohl die Noteninflation einen immer ärgeren 

Umfang. annimmt. Allerdings ist die deutsch - Österreichische 

Regierung nicht in der Lage, die Österreichisch - ungarische 

Bank unmittelbar für Kreditzwecke heranzuziehen, da diese 

kein deutsch-österreichisches Institut ist. Formell kann sie 

ihre Bankschuld ebensowenig erhöhen wie die tschechische 

oder südslavische Regierung, Aber die Österreichisch-ungarische 

Bank muß bis zum September ihre Kassenscheine einlösen. 

Diese hat sie seinerzeit in einem Betrage von 7,42 Milliarden 

ausgegeben, um der Öösterreichischen und ungarischen Re- 

g1erung auch die zur kurzfristigen Veranlagung bereitstehenden 

flusmgen Gelder zuzuführen. Nun bleibt die Rüeckzahlung der 

diesen Regierungen ausgefolgten Beträge aus, während die 

Bank ihre Verpflichtung zur Einlösung erfüllen muß. Damit 

steigt der Notenumlauf von Woche zu Woche, In der zweiten 

Junihälfte allein khat er um mehr als 1 Milliarde zugenommen 

und beträgt nach dem letzten Stand (Ende Juni) 41,76 Milli- 

arden. Noch Ende Dezember hat er 35,59 Milliarden betragen, 

Da diese Kassenscheine, soweit sie in Österreich ausgegeben 

wurden, zum weitaus größten Teil in deutsch-österreichischem 

Besitz sind, bedeutet ihre Rücklösung in erster Linie eine 

Steigerung des deutsch - österreichischen Notenumlaufes, der 

sich auf diese Weise seit der Abstempelung um einige Milli- 

arden erhöht haben dürfte. Trotzdem ist die Regierung nicht 

sicher, diese Beträge in ihre Rassen leiten zu können. Seit 

einigen Monaten begibt sie an die Banken 21/2 %ige drei- 

monaftliche Kassenscheine, die in den Portefeuilles der Banken 

an die Stelle der eingelösten Kassenscheine treten. Neuerdings 

zeigen sich die Banken nicht mehr in der Lage, ihre ganzen 

flüssigen Mittel der Regierung zur Verfügung zu stellen. 

Die Abhebungen beiBanken und Sparkassen 

haben einen enormen Umfang erreicht. Das ist einerseits 

durch den Stillstand des größten Teiles der Industriebetriebe 

und durch die anhaltende Arbeitslosigkeit bewirkt, die zahl- 

reiche Einleger zur allmählichen Aufzehrung ihrer Ersparnisse 

zwingt, anderseits aber in noch größerem Umfang durch Angst- 

abhebungen aus Sorge vor einem kommunistischen Umsturz. 

Die Banknotenthesaurierung hat unheimliche Dimensionen 

angenommen, da sich jedermann gegen die möglicherweise 

drohende Beschlagnahme seiner Guthaben auf diese Weise zu 

sichern sucht. Damit sehen sich die Banken und Sparkassen 

gezwungen, ständig riesige Kassenbestände zu halten und 

selbst allmählich ihre Giroguthaben bei der Österreichisch- 

ungarischen Bank abzuheben, Es ist somit nicht ausgeschlossen, 

daß die Banken auch die Schatzwechsel des deutsch - öster- 

reichischen Staates im Bedarfsfalle bei der Bank belehnen 

lassen und so wieder zur weiteren Vermehrung des Noten- 

umlaufs beitragen, Dabei sind 'noch garnicht die Friedens- 

bedingungen über die Aufteilung der österreichischen Stafts- 

schuld auf die Nationalstaaten und über die Wiedergut- 

machung bekannt. Aber die Lage ist allmählich die geworden, 

daß bei einem Defizit von fünf bis sechs Milliarden jährlich 

nicht einmal die Abwälzung des gesamten Öösterreichischen 
Staatsschuldendienstes eine wesentliche Erleichterung mehr 
zu schaffen vermöchte. Und gleichzeitig wächst mit der In- 

flation die Teuerung, die die Regierung,zu immer neuen Aus: 

hilfen zwingt und in das Gebäude der Finanzen des jungen 

deutsch.-österreichischen Staates immer neue Breschen schlägt, 

Wie weit die Friedensbedingungen eine Sanierung überhaupt 

ausschließen, wird an dieser Stelle, sobald sie vollständig vor- 

liegen, noch ausführlich darzustellen sein. 

Inzwischen muß aber bereits für die Bezahlung‘dervom 

Ausland bezogenen Lebensmittel Vorsorge getroffen. werden. 

Die Finanzierung der Lebensmiitelbezüge ist 

‘bisher noch völlig ungeklärt, Die Entente hat nach Abschluß 

des Waffenstillstandes : vorbehaltlich nachträglicher Verein- 

barungen einen vorläufigen Kredit von 30 Mill. $ be- 

willigt, der späterhin auf 50 Mill. erhöht wurde, Davon sind, 

‚wie dieser Tage der Staatssekretär für Volksernährung mit- 

geteilt hat, bisher bereits 48 Mill. aufgezehrt, so daß bis zur 

neuen Ernte nur noch zwei Mill. zur Verfügung stehen, die 

kaum die Mehlsendungen decken, aber für Fett, Fleisch und 

sonstige Nahrungsmittelzubußen nicht mehr reichen. Nun 

hat die Entente in Besprechungen, die während der letzten 

Wochen zwischen den deutsch - österreichischen Delegierten 

und. der Finanzsektion des obersten Wirtschaftsrates der 

Alliierten stattgefunden haben, eine doppelte Bedeckung dieses 

Kredits gefordert. Es sollen erstens die im Privatbesitz be- 

findlichen Goldmünzen und ausländischen Wertpapiere und 

zweitens der Valutaerlös aus den Holzexporten zur Verfügung 

der alliierten Mächte deponiert werden. Zur Inanspruchnahme 

dieser Vermögenswerte hat sich die Regierung nunmehr durch 

zwei Gesetze von der Nationalversammlung ermächtigen lassen. 

Die Abgabepflicht für Goldmünzen und Wertpapiere 
erstreckt sich sowohl auf Deutsch-Österreicher . wie auf 

Ausländer, die in Deutsch - Österreich ihren Wohnsitz 

oder dauernden Aufenthalt haben, ausgenommen die An- 

gehörigen der vier kreditgebenden . Mächte (Frankreich, 

England, Italien und Amerika)f Von der Abgabepflicht 

befreit ist natürlich die Österreichisch-ungarische Bank hin- 

sichtlich ihres Goldschatzes. Goldmünzen werden nach 

ihrem vollen Wert vergütet. Werden die eingeforderten Wert- 

papiere von der Regierung gekauft, so kann die Vergütung 

in bar oder in verzinslichen Staatsschuldverschreibungen er- 

folgen. Wenn die Kkreditgebenden Staaten die Wertpapiere 

endgültig übernehmen, ist der von ihnen in Anrechnung ge- 

brachte Betrag zu vergüten ; solange sie nur als Pfand deponiert 

sind, erhält der Verkäufer den Betrag, zu dem. der Kredit- 

geber die Effekten als Pfanddeckung in Anrechnung bringt. 

Die leihweise Überla;;sung von Wertpapieren hat unent- 

geltlich zu erfolgen. Der Staat übernimmt nur die Zahlung 

der laufenden Kupons und Zinsen, soweit sie seitens der 

kreditierenden Staaten eingezogen werden, Von Fall zu Fall 

können entsprechende Vorschüsse gewährt werden. Voraus- 

sichtlich wird die leihweise Inanspruchnahme der Effekten 

eher praktisch werden als der Ankauf. Viel wird sich die 

_ Entente freilich aus der ganzen Aktion nicht versprechen 
dürfen. Immerhin muß Deutschösterreich damit auf sein 

Jletztes im Ausland verwertbares Aktivum greifen, ohne auch 

nur die Ernährung im nächsten Jahr, geschweige denn die 

nötigen Rohstofflieferungen zu sichern. Der gesamte Ööster- 

reichische Besitz an Wertpapieren der feindlichen Staaten, 

der allerdings hauptsächlich von Deutschösterreich repräsentiert 

wird, mag etwa 760 Mill. fr betragen, Davon liegt aber 

der größere Teil im feindlichen Ausland und dürfte im wesent- 

lichen bereits liquidiert sein, Was mit dem Liquidationserlös 
geschieht, ist augenblicklich noch nicht bekannt. Dazu kommt, 

daß auch von diesen Effekten wahrscheinlich nur ein Teil 

von den Alliierten als zur Pfandunterlage geeignet anerkannt 

werden wird. Die deutschösterreichische Regierung wird den
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Alliierten zunächst eine Liste vorlegen, aus der sie die Aus- 
wahl zu treffen haben wird. Daß sie auch auf den beträcht- 

lichen österreichischen Besitz an deutschen Wertpapieren 

greifen, ist wenig wahrscheinlich. 

Den Valutaerlös aus den Holzexporten 

sichert sich die Regierung dadurch, daß sie die Holzausfuhr 

in jede m einzelnen Fall an eine besondere Bewilligung anknüpft 

Dadu: -h _ ist eine Kontrolle der pünktlichen Einlieferung der 

Valut« gesichert. Außerdem aber werden die ausländischen 

Kredit; auf dem staatlichen Forstbesitz pfandrechtlich sicher- 

geste'lt, Da aber dieser nur 440 000 ha umfaßt, wird außerdem 

auf a'lo Privatforste über 500 ha eine Kautionshypothek gelegt, 

die jedcch allen vor dem 15. April begründeten dinglichen 

Rechten nachsteht, so daß eine Erschütterung des Hypothekar- 

kredites damit nicht verbunden ist. Die Aufteilung der Hy- 
pothekarschuld auf die einzelnen” Forstbesitzer erfolgt nach- 

der Größe und Leistungsfähigkeit der Forste, ‘'Die Forstbesitzer 

können verpflichtet werden, ein bestimmtes’ Holzquantum zur 

Verfügung zu stellen. Die Sicherheit, die der Entente damit 

gewährt wird, ist bei dem ungeheuren Wertzuwachs des Forst- 

besitzes im Kriege vollständig. Die Abtragung der Schuld 

kann' durch Holzexporte jedoch nur zum kleinsten Teil be- 

werkstelligt werden, Die gegenwärtige Holzausfuhr, die schon 

recht lebhaft ist, beträgt etwa 3000 Waggons monatlich. Wenn 

man den Waggon zu 20 Festmeter annimmt, so ergibt dies bei 
den heutigen hohen Preisen ungefähr einen Erlös von 7,2 Mill, 

Schweizer Francs monatlich oder etwa 86 Mill, jJährlich. Selbst 

wenn es gelingen sollte, die Holzausbeute zu steigern, so ist 

doch günstigstenfalls mit einem Erlös von 100 Mill. fr oder 

20 Mill. $ zu rechnen. Somit würde nur durch die bereits 

jetzt aufgebrauchten Kredite die Holzausfuhr von 21/2 Jahren 

vorweggenommen. 
Wie darüber hinaus noch die Rohstoffe und der bei der 

Unvollständigkeit der deutschösterreichischen Industrie — die 

durch ihre frühere organische Eingliederung in die gesamte 

Öösterreichische Industrie zu erklären ist — sehr’starke Bedarf 
nach Einfuhr von Fabrikaten finanziert werden soll, ist wie 

erwähnt, noch immer eine offene Frage. Auch dann, wenn 

die Entente auf die gewaltsame Liquidation der deutschöster- 

reichischen Vermögensinteressen in den Nationalstaaten, die 

sie vorläufig in den Friedensbedingungen vorsieht, verzichten 

sollte. Denn diese werden gerade hinreichen, um die not- 

wendigsten Zahlungen an die Nationalstaaten zu ermöglichen, 

von denen Deutschösterreich in der Versorgung mit Kohle 

und verschiedensten Fabrikaten, aber auch mit Lebensmitteln, 

die die Entente nicht liefört, wie hauptsächlich Zucker, Kar- 

toffoln, Eier, restlos abhängig ist — eine Abhängigkeit, die 

gegenwärtig neben der Unsicherheit über die wirtschaftliche 

Zukunft Deutschösterreichs jede Arbeit am Wiederaufbau 

der zerstörten Wirtschaft lähmt. 

Das Provisorium, in dem Deutsch-Österreich vorläufig lebt, 
spiegelt sich auch deutlich in den Bankbilangzen wieder, 

die im Juni endlich veröffentlicht worden sind, nachdem die 

Banken mit Filialen in den Nationalstaaten ihre Bilanzauf- 

stellung von Monat zu Monat in Erwartung einer Klärung der 

Situation hinausgeschoben hatten, Nur die Bodenkreditanstalt 

und die Niederösterreichische Escompte-Gesellschaft, die beiden 

Großbanken ohne Filialnetz, haben ihren Rechnungsabschluß 

auch heuer annähernd zeitgerecht fertiggestellt, Provisorischen 

Charakter tragen auch die Abschlüsse dieser beiden Banken, 

von denen namentlich die Bodenkreditanstalt allein mit einigen 

hundert Millionen Hypothekardarlehen in Ungarn engagiert ist. 

Aber wie bei dieser, so übersteigen bei allen Banken die sicht- 

baren Verlustmöglichkeiten das eigene Kapital' um ein Mehr- 

faches und sollte die alte österreichische Staatsschuld, vor allem 

die Kriegsanleihe, notleidend werden oder die Valutaklausel 

der Friedensbedingungen, die die Rückzahlung der Forderungen 

der Nationalstaaten in Schweizer Francs zum Oktoberkurs 

vorsieht, bestehen bleiben, so ist keine einzige von den Groß- 

banken in der Lage sich aufrecht zu erhalten. 

Die bisher schon eingetretenen Verluste haben das Ge- 

füge der Banken freilich noch nicht erschüttert, Sie alle 
haben seit dem Zusammenbruch das’möglichste getan, um ihre 

Forderungen gegen den alten österreichischen Staat zu ver- 

ringern, Der Besitz an Kriegsanleihe ist bei allen stark reduziert, 
bei einzelnen bereits vollständig abgestoßen (ohne daß bisher 

zu erkennen wäre, wer diese bedeutenden Beträge in den letzten 

Monaten eigentlich aufgenommen hat), der Kriegsanleihelombard 

dadurch verringert, daß die Schuldner veranlaßt wurden den 

Kredit direkt bei der Notenbank zu suchen, die bekanntlich 

in den ersten Monaten nach dem Zusammenbruch viele Milli- 

arden Kriegsanleihe belehnt hat, Dabei haben sich die Banken 

bemüht namentlich solche Kriegsanleihekredite abzuwälzen, 

bei denen ihnen nicht das sonstige Vermögen des Schuldners 

eine zusätzliche Sicherheit zu gewähren schien. Der restliche 

Besitz an Österreichischen und ungarischen Staatsweryten ist 

bei der Mehrzahl der Banken auf 75 %, bei einzelnen aller- 

dings noch tiefer (bis auf 60 %) abgeschrieben. Die formelle 

Zahlungseinstellung und die „Kommunisierung“ Ungarns ist 

darin vorläufig noch ignoriert, Aber fast alle Banken haben 

ihre internen Rücklagen vorläufig noch unberührt lassen können. 

Es ist ihnen jetzt zugute gekommen, daß sie während des 

Krieges außerordentlich zurückhaltend in der Ausschüttung 

gewesen sind und ihre inneren Reserven auf eine Höhe ge- 

bracht haben, die bei einzelnen Banken ein mehrfaches der 

offenen beträgt. Sie haben 8so auch die Effektenverluste des 

vergangenen Jahres zumeist aus laufenden Effektengewinnen 

oder aus dem Erträgnis ihrer sonstigen Geschäfte abschreiben 

können. Die’starke Ertragsminderung in den letzten Rechnungs- 

abschlüssen ist weniger auf Verlustabschreibungen als auf das 

bedrohliche Anwachsen der Lasten zurückzuführen. Die Ge- 

haltssteigerung während des einen Jahres geht bei einzelnen 

Großbanken !bis 100 %, der Lasten-Koeffizient ist vereinzelt 

bis auf 84 % gestiegen. Und diese Entwicklung hat sich!im 

laufenden Jahre noch fortgesetzt. Dabei ist das Geschäft auf 

das äußerste eingeschränkt, die Verbindung mit den Nieder- 

lassungen, die sich zumeist in den Nationalstaaten befinden, 

ungemein erschwert, in manchen Fällen überhaupt unmöglich, 

Für die fremden Gelder, die z. B. beim Bank-Verein das Vier- 
zehnfache des ‘Eigenkapitals betragen, fehlt die Möglichkeit 

der rentablen Verwendung, und alle Banken (mit Ausnahme der 

Niederösterreichischen Escompte-Gesellschaft) haben während 
des Krieges ihr Eigenkapital stark erhöht’und deshalb erhöhte 

Dividendenbeträge aufzubringen, Vorläufig haben die Banken 

mit Filialnetz ihre Dividende für 1918 einheitlich mit 5 % fest- 

gesetzt, nur Kreditanstalt und Anglo-Bank, die mit stillen 

Reserven besonders stark gesättigt sind, haben 6l/a % ausge- 

schüttet.‘ Angesichts der Gefahren, die sämtliche Banken vor 

allem in ihren staatlichen Engagements und in Ungarn be- 
drohen, spielen aber Gradunterschiede der inneren Konso- 

lidierung längst keine Rolle. 

Dazu kommt, daß die Entwertungder Kronedie 

österreichischen Blaankenvom internationalen 
Geschäft in Zukunft überhaupt ausschließt. 
Die Kreditanstalt etwa, die mit ihrem Aktienkapital von 

200 Mill. vor dem Kriege eine der größten Banken der Welt 
gewesen ist, repräsentiert heute nur melr die Finanzkraft 

einer Schweizer Mittelbank von 30 Mill. fr. Daneben wird 
schließlich auch die Konkurrenz mit den nationalen 

i Banken, in erster Linie in der Tschecho-Slowakei;, 
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immer schwerer. Dort hat die Ziynostenska Banka, die bis 

zum Kriege trotz ihrer 80 Mill. Kr Aktienkapital an Bedeutung 

nicht einmal den Wiener Mittelbanken gleichgekommen ist, 

durch ihre politischen Beziehungen eine Art Monopolstellung 

erlangt, die ihr allmählich den tschecho-slowakischen Industrie- 

konzern aller Wiener Banken zuführt. Die Bank, die im Kriege 

zweimal ihr Aktienkapital bis auf 120 Mill. erhöht hat, schreitet 
jetzt an eine Kapitalserhöhung bis auf 250 Mill, tschecho- 
slowakische Kr, was mit den Reserven einem KEigenkapital 

von etwa 400 Mill, techechischen oder beim gegenwärtigen. 

Kursverhältnis 600 Mill. deutsch-österreichischen Kr entsprechen 

wird, Ob freilich eine derartige Kapitalserhöhung genügt, 

um die Bank instand zu setzen, all die Funktionen zu über- 

nehmen, die bisher im Wirtschaftsleben der Sudetenländer 

die Wiener Banken erfüllt haben, muß dahingestellt bleiben. 

Vorläufig fehlt es dem tschechischen Kapital noch zu sehr an 

finanzpolitisch geschulten Führerpersönlichkeiten und an Er- 

fahrung und Beziehungen im internationalen Finanzgeschäft. 
Und die Finanzhilfe der verbündeten Westmächte, namentlich 

Amerikas, in die man in Prag so große Erwartungen gesetzt 

hat, will sich vorläufig in keiner Weise verwirklichen. Die 
Kreditbeschaffung für Rohstoffbezüge aus 

Amerika stößt bisher für die „alliierte“ 

Tschecho Sllowakeiaufebenso große Schwie- 

rigkeiten wie für Deutschland und Deutsch- 

österreich. Dr. Gustav Stolper 

Dänemark 
Die dänische Landwirtschaft bei Friedensschluß 

Kopenhagen, Anfang Juli. 

Die wirtschaftliche Atmosphäre eines Landes richtet sich 

nach dessen Haupterwerbszweig. In Norwegen ist es Seefahrt 

und Frachtenmarkt, in Schweden die Industrie und in Däne- 

mark vor allem die Landwirtschaft, von der’die augenblickliche 

Beurteilung -der wirtschaftlichen‘ Stellung des Landes abhängt. 

Die industrielle Entwicklung, die hier zu Lande stattgefunden 

hat, ist wohl imstande gewesen, einen gleichmäßig anhaltenden 

Streit über die Kompetenz der Erwerbszweige zu schaffen, 

eine Diskussion, die gerade im Augenblick wieder aufzuflammen 

scheint, aber sie hat nicht an der sicheren Überzeugung 

rütteln können, daß die ausfuhrfähige Landwirt- 

schaft unser Standarderwerbszweig und die Haupt- 

quelle des dänischen Wohlstandes ist. Mit der landwirtschaft- 
lichen Ausfuhr hielten wir die Volksernährung während des 

Krieges aufrecht und kauften uns gleichzeitig damit die not- 

wendigsten Existenzmittel für die arbeitende Industrie, Nun, 
wo der Krieg beendet ist, wendet sich daher der Blick 'auf 
die Zukunftsaussichten unserer Landwirtschaft unter 

der veränderten Weltlage. Werden die fremden Märkte 

sich . dauernd bereit zeigen, unsere Eßwaren aufzunehmen? 

Wird vor allem England die dänische Butter und den dänischen 

Speck in einem Umfange kaufen, wie ihn die veredelnde länd- 

liche Industrie erwartet? Ist die überseeische Pro- 

duktion nicht ein Konkurrent, der bange Ahnungen 

erwecken muß? So erhebt sich Frage auf Frage und die Be- 
antwortung ist nicht leicht, ; 

Man muß zu den Hauptquellen des Erwerbszweiges selbst 

gehen, um sich ein authentisches Urtheil zu bilden, man muß 

die Stimmung auf den ländlichen Höfen, in 'den genossen- 

schaftlichen Vereinigungen und bei den leitenden Männern 

des Exports untersuchen, und es wird sich schnell zeigen, 

daß sozusagen überall eine optimistische Stimmung 

herrscht, wenn die betreffenden Institutionen sich auch nicht 

gerade ruhig und mit frohem Lächeln !auf den Lippen hin- 

gesetzt haben, um einen sicheren Gewinn einzustreichen. Es 

wird gerade jetzt stärker als je gearbeitet, und es 

werden neue Richtlinien entworfen, welche wiederum unge- 

wohnte Methoden erfordern. 

Aber alles in allem hat man Zutrauen zu seiner eigenen 

Produktionskraft und zur Entwicklung der Weltlage: und diese 

Stimmung innerhalb weiter Kreise des dänischen Erwerbslebens 

wirkt mit ansteckender Kraft und verbreitet sich auch auf die 
Städte. Darum ist die allgemeine Beurteilung hier zu Lande 

auch.so viel optimistischer als. z. B. in Schweden, wo das 

Risiko der Industrie das ganze Geschäftsleben beunruhigt. 

Selbst unter den augenblicklichen schwankenden und ent- 

nervenden Verhältnissen vermag die besonnene dänische Land- 

wirtschaft ihre Urteilskraft und ihr Selbstvertrauen zum Nutzen 

auch des übrigen Landes und der spekulativeren, von der Kon- 

junktur abhängenden Erwerbszweige zu bewahren. Der Hinter- 

grund ist vor allem der beginnendeAufschwung des 

Exports. 

Wie bereits in einer früheren Korrespondenz erwähnt, ist 

der Butterexport nach England vor kurzer Zeit 

wieder aufgenommen worden. Die ersten Abmachungen dar- 

über waren jedoch rein interimistisch, wonach man jetzt eine 

Übereinkunft auf vier Monate geschlossen hat, die die Preise 

für den Prozentsatz unserer Butter sichert, die nach England 

bis zum 1. November gehen soll. Während der erste Preis 4,80 Kr 

das kg fob betrug, beträgt der jetzt geltende 5,50 Kr geliefert 

im ostenglischen Hafen, was für etwas günstiger angesehen 

wird, und man rechnet in dem betreffenden Zeitraum mit einer 

Ausfuhr von im ganzen 100000 Dritteln. Diese Vereinbarung, 

die in den leitenden landwirtschaftlichen Kreisen Zufrieden- 

heit erregte, wurde getroffen nach Verhandlung mit zwei Ver- 

tretern ’des englischen Ernährungsministeriums, Elliot und 

Warren, die während ihres Aufenthalts in Dänemark sich sehr 

sympatisch über die Politik unseres Haupterwerbszweiges 

während des Krieges aussprachen. So hatte es in England 

einen sehr günstigen Eindruck gemacht, dessen Bedeutung 

sicher von Dauer ist, daß der Exportausschuß ständig die für 

den britischen Verbrauch bestimmten Bestände reservierte 

und lagerte. Mit’den 100 000 Dritteln, welche jetzt nach Eng- 

land gehen sollen, wird unsere Erzeugung (ca. 30 000 Drittel 

wöchentlich) eine gute Entlastung erfahren und die Jahres- 

ausfuhr wird daher einen Umfang erreichen, der bei weitem 

die 40327 cwt übersteigt, die im Jahre 1918 nach Großbritan- 

nien ausgeführt wurden. Wie stark der Krieg die dänische 

Buttererzeugung und -Ausfuhr traf, geht daraus hervor, daß 

Englands Buttereinfuhr aus Dänemark im vorigen Jahre nur 

mit 771000 £ bezahlt wurde, gegen 7 Mill, in 1913, also eine 

Verminderung auf 1!/10, trotz der stattgehabten Preissteigerung, 
Man rechnet jetzt damit, daß dieses Mißverhältnis langsam 

aber fortschreitend ausgeglichen wird. 

Auch für Speck sieht man einer Wiederaufnahme der 

Ausfuhr? entgegen. Es sind in der letzten Zeit bedeutende 

Mengen in Anbetracht des zu erwartenden englischen Ver- 

brauchs aufgelagert und die Anteilsschlachterei-Gemeinschaft 

(samvirkende Andelsslagterrier) hat daher ‚eine -Sitzung abge-
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